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G e s e t z
zu dem Staatsvertrag zwischen der Freien Hansestadt Bremen 

und dem Land Niedersachsen über die Zugehörigkeit 
der Psychologischen Psychotherapeutinnen und 

Psychotherapeuten sowie der Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeutinnen und Kinder- und 

Jugendlichenpsychotherapeuten 
in der Freien Hansestadt Bremen zum Versorgungswerk 
der Psychotherapeutenkammer im Land Niedersachsen

Vom 19. Februar 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz
beschlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 19. Dezember 2003 und 9. Januar 2004 unter-
zeichneten Staatsvertrag zwischen der Freien Hansestadt Bre-
men und dem Land Niedersachsen über die Zugehörigkeit der
Psychologischen Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten sowie der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
tinnen und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten in
der Freien Hansestadt Bremen zum Versorgungswerk der Psy-
chotherapeutenkammer im Land Niedersachsen wird zuge-
stimmt. 

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 9
Abs. 1 in Kraft tritt, ist im Niedersächsischen Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt bekannt zu machen.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 

Hannover, den 19. Februar 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

In Vertretung

Astrid  V o c k e r t

Vizepräsidentin

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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S t a a t s v e r t r a g
zwischen 

der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen
über die Zugehörigkeit der Psychologischen 

Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten sowie 
der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und

Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
in der Freien Hansestadt Bremen zum Versorgungswerk 
der Psychotherapeutenkammer im Land Niedersachsen

Die Freie Hansestadt Bremen, vertreten durch den Senat, die-
ser vertreten durch den Senator für Arbeit, Frauen, Gesund-
heit, Jugend und Soziales 

und 

das Land Niedersachsen, vertreten durch den Ministerpräsi-
denten, dieser vertreten durch den Minister für Wirtschaft,
Arbeit und Verkehr, 

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

(1) Mitglieder des Versorgungswerks der Psychotherapeu-
tenkammer im Land Niedersachsen (im Folgenden: Versor-
gungswerk) sind alle Psychologischen Psychotherapeutinnen
und Psychotherapeuten sowie alle Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeutinnen und Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten, die der Psychotherapeutenkammer Bremen als
Mitglied angehören.

(2) Die Ausnahmevorschriften und Übergangs- und Überlei-
tungsregelungen der Satzung des Versorgungswerks finden
entsprechende Anwendung.

Artikel 2

(1) Die Rechte und Pflichten der Mitglieder des Versor-
gungswerks nach Artikel 1 und der sonstigen Leistungsbe-
rechtigten ergeben sich, soweit dieser Staatsvertrag keine
abweichenden Bestimmungen enthält, aus dem niedersächsi-
schen Kammergesetz für die Heilberufe und der Satzung des
Versorgungswerks in der jeweils geltenden Fassung sowie aus
den satzungsgemäß getroffenen Beschlüssen der zuständigen
Organe.

(2) Bei der Berechnung von Antragsfristen nach dem nie-
dersächsischen Kammergesetz für die Heilberufe oder der
Satzung des Versorgungswerks ist für Mitglieder des Versor-
gungswerks nach Artikel 1 das In-Kraft-Treten dieses Staats-
vertrages maßgebend.

Artikel 3

Die Vollstreckung von Verwaltungsakten des Versorgungs-
werks richtet sich in der Freien Hansestadt Bremen nach dem
Bremischen Gesetz über die Vollstreckung von Geldforderun-
gen im Verwaltungswege in der jeweils geltenden Fassung.
Vollstreckungsbehörde ist das Versorgungswerk.

Artikel 4

Das Versorgungswerk kann von der Psychotherapeuten-
kammer Bremen Auskünfte über die Mitglieder einholen,
soweit die Auskünfte für die Feststellung der Mitgliedschaft
sowie Art und Umfang der Beitragspflicht oder der Versor-
gungsleistung erforderlich sind.

Artikel 5

(1) Die vom Niedersächsischen Ministerium für Wirtschaft,
Arbeit und Verkehr ausgeübte staatliche Aufsicht über das
Versorgungswerk wird im Benehmen mit dem Senator für
Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales der Freien
Hansestadt Bremen wahrgenommen, soweit Belange der Mit-
glieder nach Artikel 1 und der sonstigen Leistungsberechtig-
ten berührt sein können.

(2) Das Versorgungswerk leitet dem Senator für Arbeit,
Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales und dem Senator
für Finanzen der Freien Hansestadt Bremen jeweils den ge-
prüften Jahresabschluss nebst Lagebericht zu.

Artikel 6

Vor der Beschlussfassung über Änderungen von Landes-
gesetzen und Landesverordnungen, die Belange des Versor-
gungswerks unmittelbar betreffen, ist das Benehmen mit dem
anderen Vertragspartner herzustellen.

Artikel 7

Das Vermögen des Versorgungswerks soll entsprechend
dem Anteil des Beitragsaufkommens der Mitglieder aus der
Freien Hansestadt Bremen am Gesamtbeitragsaufkommen des
Versorgungswerks in der Freien Hansestadt Bremen angelegt
werden.

Artikel 8

(1) Dieser Staatsvertrag kann von jedem vertragschließen-
den Teil mit einer Frist von fünf Jahren zum Ablauf eines Ka-
lenderjahres gekündigt werden. Vor Ablauf von zehn Jahren
nach In-Kraft-Treten dieses Abkommens ist eine Kündigung
ausgeschlossen.

(2) Im Fall der Kündigung übernimmt ein durch die Freie
Hansestadt Bremen innerhalb der Kündigungsfrist zu bestim-
mender Rechtsträger als Gesamtrechtsnachfolger die Mitglie-
der nach Artikel 1 und die sonstigen Leistungsberechtigten
dieses Staatsvertrages. Auf diesen Rechtsträger gehen alle
Rechte und Pflichten des Versorgungswerks gegenüber den
übernommenen Mitgliedern und sonstigen Leistungsberech-
tigten über.

(3) Im Fall der Kündigung findet eine Auseinandersetzung
des Vermögens nach versicherungsmathematischen Grund-
sätzen statt, wobei die im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der
Kündigung im technischen Geschäftsplan festgelegten Rech-
nungsgrundlagen maßgebend sind. Das zu verteilende Ver-
mögen ergibt sich aus einer Auseinandersetzungsbilanz, wo-
bei Verkehrswerte zugrunde zu legen sind. Von der Summe
der aktiven Vermögenswerte ist die Summe der nicht ver-
sicherungstechnischen Verbindlichkeiten abzuziehen. Das so
ermittelte Vermögen ist nach dem Verhältnis der den aus-
scheidenden Teilbestand betreffenden versicherungstechni-
schen Verbindlichkeiten zu den versicherungstechnischen
Verbindlichkeiten des verbleibenden Bestandes aufzuteilen;
soweit nicht versicherungstechnische Verbindlichkeiten von
dem Gesamtrechtsnachfolger übernommen werden, sind ihm
die entsprechenden Deckungsmittel zu überlassen. Bei der
Verteilung des Vermögens sind die in der Freien Hansestadt
Bremen angelegten Vermögenswerte auf Verlangen an den
Gesamtrechtsnachfolger zu übertragen. Bei den übrigen Ver-
mögenswerten ist das Versorgungswerk berechtigt, Wert-
papiere und Grundbesitz in Geldwert abzulösen.

(4) Die Auseinandersetzung des Vermögens bedarf der
versicherungsaufsichtsrechtlichen Genehmigung durch das
Niedersächsische Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und
Verkehr. Zuvor ist das Einvernehmen mit dem Senator für
Finanzen der Freien Hansestadt Bremen herzustellen.
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Artikel 9

(1) Dieser Staatsvertrag tritt nach Zustimmung der verfas-
sungsmäßig zuständigen Organe der vertragschließenden Län-
der am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf den Austausch
der Ratifikationsurkunden folgt.

(2) Die Satzung des Versorgungswerks ist von diesem in der
im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Staatsvertrages gel-
tenden Fassung unter Hinweis auf diesen Staatsvertrag im
Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen bekannt zu geben.

Bremen, den 19. 12. 2003

Für die 
Freie Hansestadt Bremen

Für den 
Präsidenten des Senates

Der Senator 
für Arbeit, Frauen, Gesundheit, 

Jugend und Soziales

Karin R ö p k e

(Senatorin)

Hannover, den 9. 1. 2004

Für das 
Land Niedersachsen

Für den 
Ministerpräsidenten

Der Minister 
für Wirtschaft, 

Arbeit und Verkehr

Walter H i r c h e

(Minister)
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Niedersächsisches Gesetz
über die kommunale Zusammenarbeit (NKomZG)

Vom 19. Februar 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

I n h a l t s ü b e r s i c h t

E r s t e r  T e i l

Allgemeine Grundlagen

§ 1 Formen kommunaler Zusammenarbeit

§ 2 Übergang der Pflicht zur Aufgabenerfüllung

Z w e i t e r  T e i l

Gemeinsame kommunale Anstalt

§ 3 Errichtung und Grundlagen gemeinsamer kommunaler An-
stalten

§ 4 Genehmigungs- und Anzeigeerfordernisse, Bekanntmachungen

D r i t t e r  T e i l

Zweckvereinbarung

§ 5 Inhalt und Zustandekommen der Zweckvereinbarung

§ 6 Änderung, Auflösung und Kündigung der Zweckvereinbarung

V i e r t e r  T e i l

Zweckverband

§ 7 Voraussetzungen, Verbandsmitglieder

§ 8 Rechtsstellung

§ 9 Errichtung, Verbandsordnung

§ 10 Organe

§ 11 Zusammensetzung der Verbandsversammlung

§ 12 Rechtsstellung der Mitglieder der Verbandsversammlung

§ 13 Aufgaben der Verbandsversammlung

§ 14 Sitzungen der Verbandsversammlung, Vorsitz in der Verbands-
versammlung

§ 15 Verbandsgeschäftsführung

§ 16 Haushalts- und Wirtschaftsführung

§ 17 Änderung der Verbandsordnung, Auflösung und Umwandlung
des Zweckverbandes, Bekanntmachungen

§ 18 Geltung von Vorschriften

§ 19 Bezirksverband Oldenburg

F ü n f t e r  T e i l

Aufsicht; Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 20 Durchführung der Aufsicht

§ 21 Übergangsregelungen

§ 22 Änderung der Niedersächsischen Gemeindeordnung

§ 23 Änderung des Sparkassengesetzes für das Land Niedersachsen

§ 24 Änderung des Gesetzes über die Bildung des Zweckverbandes
„Großraum Braunschweig“

§ 25 Änderung des Niedersächsischen Abfallgesetzes

§ 26 In-Kraft-Treten
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E r s t e r  T e i l

Allgemeine Grundlagen

§ 1

Formen kommunaler Zusammenarbeit

(1) 1Zur gemeinsamen Wahrnehmung ihrer öffentlichen
Aufgaben können Gemeinden, Samtgemeinden und Landkreise
(kommunale Körperschaften)

1. ein gemeinsames Unternehmen in der Rechtsform einer
rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts (gemein-
same kommunale Anstalt) errichten,

2. sich an einer gemeinsamen kommunalen Anstalt als wei-
tere Träger beteiligen,

3. eine Zweckvereinbarung abschließen,

4. einen Zweckverband errichten und

5. sich an einem Zweckverband als weiteres Verbandsmit-
glied beteiligen.

2Soweit die Zusammenarbeit nach Satz 1 ausschließlich dazu
dienen soll, Aufgaben des eigenen Wirkungskreises sämtli-
cher Mitgliedsgemeinden einer Samtgemeinde gemeinsam zu
erfüllen, geht § 72 Abs. 1 Satz 2 der Niedersächsischen Ge-
meindeordnung (NGO) der Zusammenarbeit nach Satz 1 vor.

(2) Besondere Rechtsvorschriften über die gemeinsame
Aufgabenwahrnehmung und über eine die Landesgrenzen
überschreitende Zusammenarbeit sowie die Befugnis zur pri-
vatrechtlich ausgestalteten gemeinsamen Wahrnehmung von
Aufgaben bleiben unberührt.

(3) 1Rechtshandlungen, die aus Anlass des Abschlusses einer
Vereinbarung über eine gemeinsame kommunale Anstalt oder
einer Zweckvereinbarung oder aus Anlass der Errichtung
eines Zweckverbandes oder der Änderung oder Auflösung
einer gemeinsamen kommunalen Anstalt, einer Zweckverein-
barung oder eines Zweckverbandes vorgenommen werden,
sind frei von öffentlichen Abgaben, die auf Landesrecht beru-
hen. 2Für Eintragungen in das Grundbuch und die sonstigen
gerichtlichen Handlungen aus einem Anlass nach Satz 1 wer-
den keine Gebühren und Auslagen erhoben.

§ 2

Übergang der Pflicht zur Aufgabenerfüllung

Soweit im Rahmen der kommunalen Zusammenarbeit
kommunale Körperschaften eine Aufgabe auf eine gemeinsa-
me kommunale Anstalt, eine andere kommunale Körperschaft
oder einen Zweckverband übertragen haben, sind sie von ei-
ner ihnen ohne diese Zusammenarbeit obliegenden Pflicht
zur Aufgabenerfüllung frei.

Z w e i t e r  T e i l

Gemeinsame kommunale Anstalt

§ 3

Errichtung und Grundlagen 
gemeinsamer kommunaler Anstalten

(1) Kommunale Körperschaften können durch Vereinba-
rung

1. eine gemeinsame kommunale Anstalt errichten,

2. sich an einer bestehenden gemeinsamen kommunalen
Anstalt als weitere Träger beteiligen und

3. im Wege der Gesamtrechtsnachfolge über eine Umwand-
lung

a) bestehende Eigenbetriebe,

b) Unternehmen und Einrichtungen, die nach § 108 Abs. 1
und 2 oder nach § 108 Abs. 4 NGO als Eigenbetriebe
geführt werden können,

c) Einrichtungen, die nach § 110 Abs. 2 Satz 1 NGO nach
kaufmännischen Grundsätzen geführt werden oder ge-
führt werden können,

d) Unternehmen und Einrichtungen in privater Rechts-
form, an denen alle Anteile die kommunalen Körper-
schaften halten, die Träger der gemeinsamen kommu-
nalen Anstalt werden wollen,

in eine gemeinsame kommunale Anstalt einbringen.

(2) § 113 a Abs. 1 Sätze 2 bis 6 und Abs. 2 und 3, die §§ 113 b
bis 113 d, § 113 e Abs. 1 bis 5 und 7, § 113 f, § 113 g Abs. 1
und 2, § 114 a, § 116 Abs. 3, § 116 a, § 120 Abs. 1 Satz 2,
§ 121 Abs. 1 bis 4 und § 125 NGO sowie eine aufgrund des
§ 113 g Abs. 3 NGO erlassene Verordnung gelten entspre-
chend, soweit sich aus den Absätzen 3 und 4 sowie § 4 nichts
Abweichendes ergibt.

(3) 1Im Rahmen der Vereinbarung nach Absatz 1 legen die
beteiligten Körperschaften die Unternehmenssatzung der ge-
meinsamen kommunalen Anstalt fest. 2In der Unternehmens-
satzung sind die Rechtsverhältnisse der gemeinsamen kom-
munalen Anstalt und das Verfahren zur Änderung der Unter-
nehmenssatzung sowie die Verteilung des Anstaltsvermögens
und des Anstaltspersonals im Fall der Auflösung der Anstalt
zu regeln. 3Die Vereinbarung nach Absatz 1 enthält darüber
hinaus mindestens Bestimmungen über

1. die Verteilung der Anteile am Stammkapital und an Unter-
stützungsleistungen (§ 113 d Abs. 1 NGO) auf die Träger
der gemeinsamen kommunalen Anstalt sowie über das
Verfahren, in dem über Unterstützungsleistungen ent-
schieden wird,

2. die Verteilung der Sitze im Verwaltungsrat auf die Träger
der gemeinsamen kommunalen Anstalt und die Bestim-
mung des vorsitzenden Mitglieds des Verwaltungsrates,

3. die zuständige Stelle, soweit nach § 121 Abs. 5 in Verbin-
dung mit Abs. 1 Satz 2, nach § 125 NGO oder nach § 65
der Niedersächsischen Landkreisordnung (NLO) in Ver-
bindung mit den vorgenannten Vorschriften Einsichts-
und Prüfungsrechte bestehen, und

4. ein Verfahren, das die gemeinschaftliche Entscheidung der
Träger der gemeinsamen kommunalen Anstalt über die
Wahrnehmung von Rechten und Pflichten sicherstellt, die
nach den Bestimmungen der Niedersächsischen Gemein-
deordnung und der Niedersächsischen Landkreisordnung
die kommunale Körperschaft gegenüber einer von ihr ge-
tragenen kommunalen Anstalt hat, sowie ein Verfahren
zur gemeinschaftlichen Bestätigung von Vertreterinnen
und Vertretern der Beschäftigten nach § 110 Abs. 4 des
Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes.

(4) 1Dem Verwaltungsrat der gemeinsamen kommunalen
Anstalt müssen die Hauptverwaltungsbeamten ihrer Träger
angehören. 2§ 111 Abs. 2 Satz 2 NGO gilt entsprechend. 3Hat
ein Träger nach der Vereinbarung nach Absatz 1 weitere Per-
sonen in den Verwaltungsrat zu entsenden, so müssen diese
Personen seinem Hauptorgan angehören.

(5) 1Für die gemeinsame kommunale Anstalt gilt § 5 a NGO
entsprechend mit der Maßgabe, dass die Aufgaben der Frauen-
beauftragten der gemeinsamen kommunalen Anstalt von der
Frauenbeauftragten einer beteiligten kommunalen Körper-
schaft wahrgenommen werden. 2Das Nähere bestimmt die
Vereinbarung nach Absatz 1.

§ 4

Genehmigungs- und Anzeigeerfordernisse, 
Bekanntmachungen

(1) 1Die Vereinbarung, durch die die gemeinsame kommu-
nale Anstalt zustande kommt, Vereinbarungen über die Betei-
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ligung eines weiteren Trägers an der Anstalt und Änderungen
im Bestand der der Anstalt übertragenen Aufgaben bedürfen
der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde. 2Die Ge-
nehmigung darf nur aus Rechtsgründen versagt werden, so-
fern der gemeinsamen kommunalen Anstalt keine Aufgabe
des übertragenen Wirkungskreises der Gemeinden oder
Landkreise übertragen werden soll. 3Nicht genehmigungsbe-
dürftige Änderungen der Unternehmenssatzung sind der
Kommunalaufsichtsbehörde anzuzeigen. 4Eine Vereinbarung
über die Auflösung der gemeinsamen kommunalen Anstalt ist
der Kommunalaufsichtsbehörde mindestens sechs Wochen
vor dem Wirksamwerden anzuzeigen.

(2) 1Erlässt die gemeinsame kommunale Anstalt eine Sat-
zung, so hat sie diese für das Gebiet jedes Trägers der Anstalt
nach den Vorschriften bekannt zu machen, die für die Be-
kanntmachung eigener Satzungen des Trägers gelten. 2Ein
Wechsel der Aufgabenträgerschaft infolge der Bildung, der
Änderung der Aufgabenstellung oder der Auflösung einer
gemeinsamen kommunalen Anstalt ist öffentlich bekannt zu
machen.

D r i t t e r  T e i l

Zweckvereinbarung

§ 5

Inhalt und Zustandekommen der Zweckvereinbarung

(1) 1Kommunale Körperschaften können durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag vereinbaren, dass eine der beteiligten
Körperschaften einzelne der ihnen gemeinsam obliegenden
Aufgaben zur alleinigen Erfüllung übernimmt (Zweckverein-
barung). 2Durch Zweckvereinbarung kann auch eine kommu-
nale Anstalt, eine gemeinsame kommunale Anstalt oder ein
Zweckverband eine Aufgabe, deren Erfüllung der Anstalt oder
dem Zweckverband satzungsmäßig obliegt, von einer kommu-
nalen Körperschaft oder von mehreren kommunalen Körper-
schaften übernehmen.

(2) 1Neben kommunalen Körperschaften können

1. über Absatz 1 Satz 2 hinaus andere juristische Personen
des öffentlichen Rechts,

2. natürliche Personen oder

3. juristische Personen des Privatrechts 

an einer Zweckvereinbarung beteiligt werden, wenn Rechts-
vorschriften nicht entgegenstehen und wenn die kommu-
nalen Körperschaften, wenn sie die Aufgabe selbst wahr-
nähmen, solche Personen beteiligen dürften. 2Durch Zweck-
vereinbarung dürfen keine öffentlichen Aufgaben an Perso-
nen des Privatrechts übertragen werden.

(3) 1Die Zweckvereinbarung kann befristet oder unbefristet
geschlossen werden. 2Sie kann für einzelne der beteiligten
kommunalen Körperschaften die Übertragung der Aufgabe
auf sachlich, örtlich oder sachlich und örtlich begrenzte Teile
der Aufgabe beschränken.

(4) 1Mit der Zweckvereinbarung werden alle mit der Erfül-
lung der Aufgabe verbundenen Rechte und Pflichten über-
tragen. 2Den übertragenden kommunalen Körperschaften kön-
nen in der Zweckvereinbarung einzelne Mitwirkungsrechte
eingeräumt werden. 3Die Zweckvereinbarung kann die Befug-
nis, in Bezug auf die zu erfüllende Aufgabe Satzungen und
Verordnungen zu erlassen, auf die übernehmende kommu-
nale Körperschaft oder Anstalt übertragen. 4Von einer über-
nommenen Rechtsetzungsbefugnis darf die übernehmende
kommunale Körperschaft oder Anstalt nur mit einer in jedem
Einzelfall zu erteilenden Zustimmung der kommunalen Kör-
perschaften Gebrauch machen, die sie übertragen haben.

(5) 1Die Zweckvereinbarung stellt sicher, dass der die Auf-
gabe übernehmende Beteiligte seine durch die Erfüllung der
Aufgabe entstehenden Kosten decken kann. 2In der Kosten-

regelung sind die Maßstäbe zu bestimmen, nach denen die
Kosten ermittelt und bemessen werden.

(6) 1Die Zweckvereinbarung bedarf der Genehmigung der
Kommunalaufsichtsbehörde, wenn sie

1. eine Aufgabe des eigenen Wirkungskreises, die durch
Rechtsvorschrift ausdrücklich zugewiesen ist, oder

2. eine Aufgabe des übertragenen Wirkungskreises

betrifft. 2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 ist die Genehmigung
zu erteilen, wenn die Zweckvereinbarung nicht gegen Rechts-
vorschriften verstößt; im Übrigen entscheidet die Kommu-
nalaufsichtsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen. 3Nicht
genehmigungsbedürftige Zweckvereinbarungen sind der
Kommunalaufsichtsbehörde anzuzeigen.

(7) 1Die beteiligten kommunalen Körperschaften haben die
Zweckvereinbarung nach den für ihre Satzungen geltenden
Vorschriften öffentlich bekannt zu machen. 2Die Zweckver-
einbarung wird am Tage nach der letzten Bekanntmachung
wirksam, wenn nicht ein anderer Zeitpunkt vereinbart ist.

(8) Die die Aufgabe übernehmende Körperschaft, kommu-
nale Anstalt oder gemeinsame kommunale Anstalt hat die
Satzungen und Verordnungen, die sie zur Erfüllung dieser
Aufgabe erlässt, in den Verkündungsblättern öffentlich be-
kannt zu machen, in denen die übertragenden kommunalen
Körperschaften ihre Satzungen und Verordnungen bekannt
zu machen haben.

§ 6

Änderung, Auflösung und Kündigung 
der Zweckvereinbarung

(1) Die Änderung der Zweckvereinbarung bedarf nur dann
der Genehmigung nach § 5 Abs. 6 und der öffentlichen
Bekanntmachung nach § 5 Abs. 7, wenn der Kreis der Betei-
ligten oder der Bestand der von der Zweckvereinbarung erfas-
sten Aufgaben geändert wird.

(2) 1In der Zweckvereinbarung sind die Voraussetzungen
und die Folgen einer Auflösung durch alle Beteiligten oder
einer Kündigung durch einen einzelnen Beteiligten zu regeln.
2Sind nach einer Auflösung oder einer Kündigung ergänzende
Regelungen erforderlich und einigen sich die Beteiligten inso-
weit nicht, so trifft die Kommunalaufsichtsbehörde die erfor-
derlichen Bestimmungen.

(3) Für die Auflösung der Zweckvereinbarung gilt § 5 Abs. 7
entsprechend.

V i e r t e r  T e i l

Zweckverband

§ 7

Voraussetzungen, Verbandsmitglieder

(1) 1Kommunale Körperschaften können sich zu einem
Zweckverband zusammenschließen, der bestimmte ihnen ge-
meinsam obliegende Aufgaben erfüllt. 2Der Zweckverband
kann daneben auch Aufgaben für einzelne Verbandsmitglie-
der erfüllen. 3Die Erfüllung der Aufgaben kann auf einen Teil
des Gebiets eines Verbandsmitglieds beschränkt werden.
4Eine kommunale Körperschaft kann einem Zweckverband
auch nur für eine bestimmte Zeit beitreten.

(2) 1Ein Zweckverband darf auch errichtet und geführt wer-
den, um einer juristischen Person des öffentlichen oder priva-
ten Rechts, die eine den Verbandsmitgliedern gemeinsam
obliegende Aufgabe wahrnehmen soll, einen einheitlichen
Träger zu geben. 2Satz 1 gilt in Bezug auf die Trägerschaft für
juristische Personen des privaten Rechts jedoch nur, soweit
alle Verbandsmitglieder nach den Vorschriften der Nieder-
sächsischen Gemeindeordnung berechtigt wären, die für die
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juristische Person des privaten Rechts vorgesehene Aufgabe
auch durch eigene Unternehmen oder Einrichtungen in dieser
Rechtsform zu erfüllen.

(3) Neben kommunalen Körperschaften können natürliche
Personen, andere juristische Personen des öffentlichen Rechts
und juristische Personen des Privatrechts Mitglieder eines
Zweckverbandes sein, wenn

1. die kommunalen Körperschaften die Mehrheit der Ver-
bandsmitglieder stellen und die Mehrheit der Stimmen in
den Kollegialorganen des Zweckverbandes haben,

2. die Erfüllung der Verbandsaufgaben dadurch gefördert
wird,

3. Gründe des öffentlichen Wohls nicht entgegenstehen und

4. bei einer Aufgabenerfüllung durch die Verbandsmitglieder
selbst eine Beteiligung solcher Personen zulässig wäre.

(4) Mitglieder eines Zweckverbandes können nicht sein

1. eine gemeinsame kommunale Anstalt,

2. ein Zweckverband,

3. eine kommunale Körperschaft, solange diese durch eine
Zweckvereinbarung eine Aufgabe übernommen hat, die
auf den Zweckverband übergehen soll.

(5) 1Vor Errichtung eines Zweckverbandes haben die inte-
ressierten kommunalen Körperschaften und kommunalen
Anstalten zu prüfen, ob die gemeinsame Aufgabenerfüllung
wirtschaftlicher im Wege einer Zweckvereinbarung erfolgen
kann. 2Vor Errichtung eines Zweckverbandes im Sinne des
Absatzes 2 Satz 1 haben sie ferner zu prüfen, ob es zulässig
und wirtschaftlicher wäre, wenn sie die juristische Person
unmittelbar trügen.

§ 8

Rechtsstellung

(1) 1Der Zweckverband ist eine Körperschaft des öffentli-
chen Rechts. 2Er besitzt Dienstherrnfähigkeit im Sinne des § 2
des Niedersächsischen Beamtengesetzes, wenn die Verbands-
ordnung dies vorsieht.

(2) 1Mit der Errichtung des Zweckverbandes gehen die mit
der Erfüllung der Aufgaben verbundenen Rechte und Pflich-
ten der Verbandsmitglieder einschließlich der Befugnis, für
die betreffenden Aufgaben Satzungen und Verordnungen zu
erlassen, auf den Zweckverband über. 2Satz 1 gilt für den Fall
des Beitritts entsprechend.

(3) Der Zweckverband ist berechtigt, nach Maßgabe des
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes Gebühren und
Beiträge zu erheben und Kostenerstattungen zu verlangen.

§ 9

Errichtung, Verbandsordnung

(1) Zur Errichtung des Zweckverbandes vereinbaren die Be-
teiligten durch öffentlich-rechtlichen Vertrag eine Verbands-
ordnung, die für den Zweckverband als Satzung gilt.

(2) Die Verbandsordnung muss bestimmen:

1. die Verbandsmitglieder,

2. den Namen und den Sitz des Zweckverbandes,

3. die Aufgaben des Zweckverbandes,

4. das Stimmrecht in der Verbandsversammlung,

5. die Form der öffentlichen Bekanntmachungen des Zweck-
verbandes,

6. die Grundlagen für die Bemessung der Verbandsumlage,

7. das für die örtliche Prüfung zuständige Rechnungsprü-
fungsamt,

8. die Voraussetzungen für die Auflösung des Zweckver-
bandes und dessen Abwicklung sowie

9. bei Zweckverbänden mit mehr als zwei Mitgliedern die
Voraussetzungen der Kündigung eines einzelnen Mitglieds
und die Grundlagen der darauf folgenden Auseinanderset-
zung mit dem ausscheidenden Mitglied.

(3) Werden nach § 7 Abs. 1 Satz 2 Aufgaben nur für einzel-
ne Verbandsmitglieder erfüllt oder wird die Erfüllung der Auf-
gaben für einzelne Verbandsmitglieder nach § 7 Abs. 1 Satz 3
oder 4 örtlich oder zeitlich begrenzt, so soll die Verbands-
ordnung dies bei der Ausgestaltung der Regelungen über die
Willensbildung des Verbandes angemessen berücksichtigen. 

(4) 1Die Verbandsordnung kann weitere Bestimmungen
über die Rechtsverhältnisse des Zweckverbandes enthalten,
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 2Sie kann den
Beitritt eines neuen Mitglieds oder die Kündigung der Mit-
gliedschaft ohne Änderung der Verbandsordnung zulassen.

(5) 1Für den Zweckverband gilt § 5 a NGO entsprechend
mit der Maßgabe, dass die Aufgaben der Frauenbeauftragten
des Zweckverbandes von der Frauenbeauftragten einer betei-
ligten kommunalen Körperschaft wahrgenommen werden. 2Das
Nähere bestimmt die Verbandsordnung.

(6) Für die Verbandsordnung gilt § 5 Abs. 6 entsprechend.

(7) 1Die kommunalen Körperschaften haben die erstmalige
öffentliche Bekanntmachung der Verbandsordnung und de-
ren Genehmigung nach den für ihre Satzungen geltenden Vor-
schriften vorzunehmen. 2Der Zweckverband ist am Tage der
letzten Bekanntmachung errichtet, wenn nicht ein späterer
Zeitpunkt bestimmt ist.

§ 10

Organe

1Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsversamm-
lung und die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsge-
schäftsführer. 2Die Verbandsordnung kann als weiteres Organ
einen Verbandsausschuss vorsehen; in diesem Fall regelt sie
seine Rechtsstellung, seine Zusammensetzung und seine Auf-
gaben.

§ 11

Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1) 1Hat nach der Verbandsordnung jedes Verbandsmitglied
nur eine Stimme in der Verbandsversammlung, so werden
die kommunalen Verbandsmitglieder von ihrer Hauptverwal-
tungsbeamtin oder ihrem Hauptverwaltungsbeamten vertre-
ten, andere Verbandsmitglieder entsenden je eine Vertreterin
oder einen Vertreter in die Verbandsversammlung. 2Das
Hauptorgan eines kommunalen Verbandsmitglieds kann auf
Vorschlag der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptver-
waltungsbeamten abweichend von Satz 1 eine andere Bediens-
tete oder einen anderen Bediensteten des Verbandsmitglieds
in die Verbandsversammlung entsenden. 3Ist die Hauptver-
waltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte eines kom-
munalen Verbandsmitglieds ehrenamtliche Geschäftsführerin
oder ehrenamtlicher Geschäftsführer des Zweckverbandes, so
entsendet das Hauptorgan des Verbandsmitglieds ein anderes
seiner Mitglieder in die Verbandsversammlung. 

(2) 1Hat ein Verbandsmitglied nach der Verbandsordnung
mehrere Stimmen, so kann die Verbandsordnung vorsehen,
dass das Stimmrecht durch eine entsprechende Anzahl von
Vertreterinnen oder Vertretern ausgeübt wird. 2Vertreterinnen
und Vertreter der kommunalen Verbandsmitglieder sind
neben den Personen nach Absatz 1 die von dem jeweiligen
Hauptorgan dieser Mitglieder bestimmten Personen. 3Diese
müssen für das Hauptorgan der kommunalen Körperschaft
wählbar sein.
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(3) 1Die Stimmen eines Verbandsmitglieds können nur ein-
heitlich abgegeben werden. 2Wird das Stimmrecht durch
mehrere Personen ausgeübt, so können sich die Vertreterin-
nen oder Vertreter desselben Verbandsmitglieds, die nicht
Hauptverwaltungsbeamtin oder Hauptverwaltungsbeamter
oder entsandte Vertreterinnen oder Vertreter nach Absatz 1
Satz 2 sind, in der Ausübung des Stimmrechts vertreten. 3Sie
können hierbei auch durch andere, durch das Verbandsmit-
glied benannte Ersatzpersonen vertreten werden. 4Für Ersatz-
personen, die von kommunalen Verbandsmitgliedern benannt
werden, gilt Absatz 2 Satz 3 entsprechend.

§ 12

Rechtsstellung der Mitglieder 
der Verbandsversammlung

(1) 1Die Vertreterinnen und Vertreter der kommunalen Ver-
bandsmitglieder, die nicht kraft Amtes der Verbandsver-
sammlung angehören, werden für die Dauer der allgemeinen
Wahlperiode (§ 33 Abs. 2 NGO) entsandt; § 51 Abs. 8 Sätze 2
bis 4 NGO und § 47 Abs. 8 Sätze 2 bis 4 NLO bleiben unbe-
rührt. 2Nach Ablauf der allgemeinen Wahlperiode führen die
Vertreterinnen und Vertreter im Sinne des Satzes 1 ihre Tätig-
keit bis zum Amtsantritt ihrer Nachfolgerinnen oder Nach-
folger fort.

(2) Für Mitglieder der Verbandsversammlung, die kommu-
nale Körperschaften kraft Amtes oder nach § 11 Abs. 1 Satz 2
oder 3, Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 Satz 3 vertreten, gilt § 111
Abs. 1 Satz 2 NGO entsprechend.

(3) Die Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung er-
lischt, wenn die Voraussetzung der Entsendung nicht mehr
besteht.

§ 13

Aufgaben der Verbandsversammlung

1Die Verbandsversammlung beschließt über

1. Änderungen der Verbandsordnung,

2. die Auflösung oder Umwandlung des Zweckverbandes in
eine Kapitalgesellschaft,

3. die Wahl ihrer oder ihres Vorsitzenden, 

4. die Wahl der Verbandsgeschäftsführerin oder des Verbands-
geschäftsführers und die Regelung der Stellvertretung,

5. die Bestimmung einer anderen Person im Sinne des § 15
Abs. 2 Satz 3,

6. Angelegenheiten, über die nach den Vorschriften der
Niedersächsischen Gemeindeordnung der Rat oder der
Verwaltungsausschuss beschließt. 

2Die Verbandsordnung kann die Beschlussfassung über ein-
zelne der in Satz 1 Nr. 6 genannten Angelegenheiten einem
anderen Organ zuweisen; dies gilt nicht für Rechtssetzungs-
befugnisse.

§ 14

Sitzungen der Verbandsversammlung, 
Vorsitz in der Verbandsversammlung

(1) 1Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn die
anwesenden Vertreterinnen und Vertreter von kommunalen
Körperschaften mehr als die Hälfte der gesamten Stimmenzahl
der Versammlung erreichen. 2Die Verbandsordnung kann
weitere Voraussetzungen der Beschlussfähigkeit bestimmen.

(2) 1In der ersten Sitzung nach Beginn der allgemeinen
Wahlperiode (§ 33 Abs. 2 NGO) wählt die Verbandsversamm-
lung unter der Leitung des ältesten anwesenden, hierzu berei-
ten Mitglieds aus ihrer Mitte eine Vertreterin oder einen
Vertreter einer kommunalen Körperschaft für die restliche
Dauer der allgemeinen Wahlperiode zur Vorsitzenden oder

zum Vorsitzenden der Verbandsversammlung. 2Nach Ablauf
der allgemeinen Wahlperiode führt die oder der Vorsitzende
der Verbandsversammlung ihre oder seine Tätigkeit bis zur
Wahl einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers fort.

(3) 1Die oder der Vorsitzende der Verbandsversammlung
lädt die Mitglieder der Verbandsversammlung schriftlich un-
ter Mitteilung der Tagesordnung zu den Sitzungen der Ver-
bandsversammlung ein. 2Die Ladungsfrist beträgt eine Woche.
3Die oder der Vorsitzende stellt im Benehmen mit der Ver-
bandsgeschäftsführerin oder dem Verbandsgeschäftsführer
die Tagesordnung auf; die Verbandsgeschäftsführerin oder
der Verbandsgeschäftsführer kann die Aufnahme bestimmter
Beratungsgegenstände verlangen. 4Zeit, Ort und Tagesord-
nung der öffentlichen Sitzungen sind bekannt zu machen.

(4) Der oder dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung
obliegt die repräsentative Vertretung des Zweckverbandes.

(5) 1Zur ersten Sitzung der Verbandsversammlung nach
Errichtung des Zweckverbandes lädt die Hauptverwaltungs-
beamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte des einwohner-
reichsten kommunalen Verbandsmitglieds ein. 2In dieser
Sitzung wählt die Verbandsversammlung nach Maßgabe des
Absatzes 2 die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der Ver-
bandsversammlung. 

§ 15

Verbandsgeschäftsführung

(1) 1Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsge-
schäftsführer wird von der Verbandsversammlung gewählt.
2Die Verbandsordnung bestimmt, ob sie oder er haupt- oder
ehrenamtlich tätig ist. 3Eine ehrenamtliche Verbandsge-
schäftsführerin oder ein ehrenamtlicher Verbandsgeschäfts-
führer soll aus dem Kreis der Hauptverwaltungsbeamtinnen
oder Hauptverwaltungsbeamten der kommunalen Verbands-
mitglieder gewählt werden. 4Die Verbandsversammlung regelt
die Stellvertretung.

(2) 1Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsge-
schäftsführer vertreten den Zweckverband in Rechts- und
Verwaltungsgeschäften sowie in gerichtlichen Verfahren.
2Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet wer-
den soll, bedürfen der Schriftform. 3Sie sind, sofern sie nicht
gerichtlich oder notariell beurkundet werden, nur rechtsver-
bindlich, wenn sie von der Verbandsgeschäftsführerin oder
dem Verbandsgeschäftsführer und von der oder dem Vorsit-
zenden der Verbandsversammlung oder einer anderen von
der Verbandsversammlung bestimmten Person handschrift-
lich unterzeichnet wurden. 4Die Verbandsordnung kann be-
stimmen, dass die Unterzeichnung durch eine Person genügt.

(3) Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbands-
geschäftsführer darf der Verbandsversammlung nicht ange-
hören.

§ 16

Haushalts- und Wirtschaftsführung

(1) 1Der Zweckverband erhebt von den Verbandsmitglie-
dern eine Verbandsumlage, soweit die sonstigen Einnahmen
nicht ausreichen, um den Finanzbedarf zu decken. 2Die Höhe
der Umlage und deren Verteilung auf die Verbandsmitglieder
sind in der Haushaltssatzung festzusetzen. 3Dabei ist eine un-
terschiedliche Inanspruchnahme des Zweckverbandes durch
die Verbandsmitglieder (§ 7 Abs. 1 Sätze 2 bis 4) zu berück-
sichtigen.

(2) Das für die Kommunalaufsicht zuständige Ministerium
oder die von ihm ermächtigte Behörde bestimmt die für die
überörtliche Prüfung zuständige Stelle, wenn die Aufgaben
mehrerer Kommunalprüfungsämter berührt sind.

(3) Ist der Hauptzweck eines Zweckverbandes der Betrieb
eines wirtschaftlichen Unternehmens oder einer Einrichtung
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nach § 108 Abs. 4 NGO, das oder die entsprechend den Vor-
schriften über die Eigenbetriebe geführt werden kann, oder ei-
ner Einrichtung, die entsprechend § 110 Abs. 2 NGO ganz
oder teilweise nach kaufmännischen Grundsätzen geführt
werden kann, so kann die Verbandsordnung bestimmen, dass
auf den Erlass einer Haushaltssatzung, die mehrjährige Fi-
nanzplanung, die Jahresrechnung und die Bestimmung des
zuständigen Rechnungsprüfungsamtes verzichtet wird, wenn
Zahlungen zugunsten oder zulasten des Zweckverbandes bei
dem vom Verband betriebenen Unternehmen oder der vom
Verband betriebenen Einrichtung gebucht werden.

(4) Im Übrigen gelten für die Haushalts- und Wirtschafts-
führung des Zweckverbandes die Vorschriften des Gemeinde-
rechts entsprechend.

§ 17

Änderung der Verbandsordnung, Auflösung und Umwandlung 
des Zweckverbandes, Bekanntmachungen

(1) 1Die Verbandsordnung kann bestimmen, dass der Be-
schluss über ihre Änderung oder die Auflösung des Zweck-
verbandes einer qualifizierten Mehrheit der Verbandsver-
sammlung bedarf. 2Die Verbandsordnung kann die Wirksam-
keit von Beschlüssen nach Satz 1 von der Zustimmung aller
oder einer qualifizierten Mehrheit der Verbandsmitglieder ab-
hängig machen.

(2) Für Änderungen der Verbandsordnung gilt § 5 Abs. 6
entsprechend.

(3) 1Änderungen der Verbandsordnung, die Satzungen und
Verordnungen des Zweckverbandes sowie dessen Auflösung
sind vom Zweckverband nach den für die öffentliche Be-
kanntmachung von Rechtsvorschriften der Gemeinden gelten-
den Rechtsvorschriften öffentlich bekannt zu machen. 2Der
Beitritt einer kommunalen Körperschaft oder einer kommuna-
len Anstalt zum Zweckverband oder die Kündigung der Mit-
gliedschaft durch ein solches Verbandsmitglied ohne eine
gleichzeitige Änderung der Verbandsordnung ist von diesem
Verbandsmitglied öffentlich bekannt zu machen.

(4) Der Zweckverband gilt nach seiner Auflösung als fort-
bestehend, soweit der Zweck der Abwicklung es erfordert.

(5) 1Die Umwandlung eines Zweckverbandes in eine Kapi-
talgesellschaft ist zulässig, sofern die Verbandsaufgaben nach
den Vorschriften der Niedersächsischen Gemeindeordnung
von den Gemeinden oder, in Verbindung mit § 65 NLO, von
den Landkreisen in dieser Rechtsform wahrgenommen wer-
den könnten. 2Der Umwandlungsbeschluss ist mit der für eine
Auflösung des Zweckverbandes erforderlichen Mehrheit der
Verbandsversammlung zu fassen und bedarf der Zustimmung
aller Verbandsmitglieder. 3Der Umwandlungsbeschluss darf
nur gefasst werden, wenn der Zweckverband die Absicht der
Umwandlung unter Darlegung der zur Erfüllung der gesetz-
lichen Voraussetzungen erforderlichen Tatsachen mindestens
sechs Wochen vor dem Umwandlungsbeschluss der Kommu-
nalaufsichtsbehörde angezeigt hat; die Kommunalaufsichts-
behörde kann aus besonderem Grund die Verschiebung der
Beschlussfassung verlangen. 4Als Nachweis der Einhaltung
der Erfordernisse des Satzes 2 gegenüber dem Registerge-
richt reichen bei kommunalen Körperschaften beglaubigte
Beschlussniederschriften aus. 5Die Umwandlung ist nach
Absatz 3 öffentlich bekannt zu machen. 6Im Übrigen sind auf
den Formwechsel von den Vorschriften des Umwandlungs-
gesetzes § 192 Abs. 1 und 2, § 193 Abs. 3 bezüglich der Zu-
stimmungserklärungen nicht kommunaler Verbandsmitglie-
der, § 194, § 198 Abs. 2 und 3, die §§ 199, 201, 202, 204 bis
206, 230 Abs. 1 und § 243 Abs. 1 in Verbindung mit § 218
Abs. 1 entsprechend anzuwenden; ferner ist § 197 des Um-
wandlungsgesetzes sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden,
dass alle Zweckverbandsmitglieder den Gründern gleichste-
hen. 7Die weiteren Vorschriften des Ersten Teils des Fünften
Buchs des Umwandlungsgesetzes finden keine Anwendung.

§ 18

Geltung von Vorschriften

(1) 1Soweit durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist,
gelten für Zweckverbände die Vorschriften der Niedersächsi-
schen Gemeindeordnung entsprechend. 2Dabei entsprechen

1. der Zweckverband der Gemeinde,

2. die Verbandsversammlung dem Rat,

3. die Mitglieder der Verbandsversammlung den Ratsfrauen
und Ratsherren,

4. die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäfts-
führer der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister und

5. der Verbandsausschuss dem Verwaltungsausschuss.

(2) Auf die Rechtsstellung der Verbandsgeschäftsführerin
oder des Verbandsgeschäftsführers finden die §§ 61 bis 61 b
und 81 Abs. 3 und 4 NGO keine Anwendung.

§ 19

Bezirksverband Oldenburg

1Auf den Bezirksverband Oldenburg finden die für Zweck-
verbände geltenden Vorschriften des Landes Anwendung. 2Zu
seinen eigenen Aufgaben gehört auch die ihm vor In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes durch Gesetz oder Beschluss der Lan-
desregierung übertragene Verwaltung von Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen.

F ü n f t e r  T e i l

Aufsicht; Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 20

Durchführung der Aufsicht

(1) Die §§ 127, 129 bis 133 und 136 NGO gelten entspre-
chend.

(2) Kommunalaufsichtsbehörden sind

1. der Landkreis, wenn die kommunalen Beteiligten an der
Zusammenarbeit seiner Aufsicht unterstehen,

2. die Bezirksregierung, wenn einer der kommunalen Beteilig-
ten an der Zusammenarbeit ihrer unmittelbaren Aufsicht
untersteht und wenn kommunale Beteiligte ausschließlich
ihres Bezirks zusammenarbeiten, die nicht der Aufsicht
nur eines Landkreises unterstehen,

3. die von dem für die Kommunalaufsicht zuständigen Minis-
terium bestimmte Behörde in allen Fällen der Beteiligung
des Bundes oder des Landes und in den übrigen Fällen.

(3) 1Vorbehaltlich besonderer gesetzlicher Regelungen über
Zuständigkeiten für die Fachaufsicht gilt Absatz 2 für die
Fachaufsicht über gemeinsame kommunale Anstalten und
Zweckverbände entsprechend. 2In den Fällen des Absatzes 2
Nr. 3 bestimmt das jeweilige Fachministerium die unmittel-
bare Fachaufsichtsbehörde.

§ 21

Übergangsregelungen

(1) 1Bestehende Zweckvereinbarungen, Satzungen von
Zweckverbänden und Satzungen des Bezirksverbandes Olden-
burg bleiben wirksam. 2Sie sind innerhalb von zwei Jahren
nach In-Kraft-Treten dieses Gesetzes an die neue Rechtslage
anzupassen; dabei kann bestimmt werden, dass vorhandene
Kollegialorgane von Zweckverbänden in ihrer bisherigen Zu-
sammensetzung, Besetzung und Aufgabenstellung bis zur
Neubildung der künftigen Organe nach der am 1. November
2006 beginnenden allgemeinen Wahlperiode der kommu-
nalen Vertretungen fortgeführt werden. 3§ 5 Abs. 6 gilt ent-
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sprechend. 4In den Satzungen der von dem Bezirksverband
Oldenburg verwalteten rechtsfähigen Körperschaften, Anstal-
ten und Stiftungen sind innerhalb der in Satz 2 Halbsatz 1
bestimmten Frist die Regelungen über die Vertretung durch
den Bezirksverband dessen künftiger Verbandsordnung anzu-
passen; hierfür gilt Satz 2 Halbsatz 2 entsprechend.

(2) 1Bestehende Zweckvereinbarungen, die nach In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes nicht seinem sachlichen Anwendungs-
bereich unterfallen, gelten vorbehaltlich anderer Entscheidun-
gen der Beteiligten fort. 2Änderungen oder die Beendigung von
Zweckvereinbarungen nach Satz 1 bedürfen in dem vor In-
Kraft-Treten dieses Gesetzes maßgeblichen Umfang weiterhin
der Genehmigung der bisher zuständigen Aufsichtsbehörde.

§ 22

Änderung 
der Niedersächsischen Gemeindeordnung

Die Niedersächsische Gemeindeordnung in der Fassung
vom 22. August 1996 (Nds. GVBl. S. 382), zuletzt geändert
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 12. Dezember 2003 (Nds.
GVBl. S. 446), wird wie folgt geändert:

1. In § 108 Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „verfügen“ durch das
Wort „verfügt“ ersetzt.

2. § 113 a Abs. 1 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 2 bis 6
ersetzt:

„2Zulässig ist eine solche Umwandlung auch von Unter-
nehmen und Einrichtungen, die nach § 108 Abs. 1 und 2
oder nach § 108 Abs. 4 als Eigenbetrieb geführt werden
können, und von Einrichtungen, die nach § 110 Abs. 2
Satz 1 nach kaufmännischen Grundsätzen geführt werden
oder geführt werden können. 3Die Umwandlung nach
Satz 2 muss auf der Grundlage einer Eröffnungsbilanz
erfolgen. 4Unternehmen und Einrichtungen in privater
Rechtsform, an denen die Gemeinde über die Anteile ver-
fügt, können in kommunale Anstalten umgewandelt wer-
den. 5In eine Umwandlung nach Satz 4 können Unter-
nehmen und Einrichtungen nach den Sätzen 1 und 2 ein-
bezogen werden. 6Für die Umwandlungen nach den
Sätzen 4 und 5 gelten die Vorschriften des Umwandlungs-
gesetzes über Formwechsel entsprechend.“

3. § 140 wird gestrichen.

§ 23

Änderung des Sparkassengesetzes 
für das Land Niedersachsen

Das Sparkassengesetz für das Land Niedersachsen in der
Fassung vom 20. August 1990 (Nds. GVBl. S. 421), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. November 2002
(Nds. GVBl. S. 730), wird wie folgt geändert:

1. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird gestrichen.

bb) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 2 und 3.

b) Es wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) 1Bei Sparkassenzweckverbänden kann nach
Maßgabe der Verbandsordnung auf den Erlass einer
Haushaltssatzung, die mehrjährige Finanzplanung, die
Jahresrechnung und die Bestimmung des zuständigen
Rechnungsprüfungsamtes verzichtet werden, wenn
Zahlungen zugunsten oder zulasten des Zweckverban-
des bei der vom Verband getragenen Sparkasse gebucht
werden. 2Diese Zahlungen unterliegen der aufsichts-
behördlichen Jahresabschlussprüfung und ihrer Fest-
stellung durch den Verwaltungsrat der Sparkasse.“

2. Die §§ 44 und 45 werden gestrichen.

§ 24

Änderung des Gesetzes über die Bildung 
des Zweckverbandes „Großraum Braunschweig“

Das Gesetz über die Bildung des Zweckverbandes „Groß-
raum Braunschweig“ vom 27. November 1991 (Nds. GVBl.
S. 305), zuletzt geändert durch § 28 des Gesetzes vom 18. Mai
2001 (Nds. GVBl. S. 301), wird wie folgt geändert:

1. Dem § 7 wird der folgende Satz 3 angefügt:

„3Im Übrigen gilt § 81 Abs. 3 und 4 NGO.“

2. § 8 erhält folgende Fassung:

„§ 8
1Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist,

finden auf den Zweckverband ,Großraum Braunschweig‘
die Vorschriften des Niedersächsischen Gesetzes über die
kommunale Zusammenarbeit Anwendung, ausgenommen
die Regelungen über Änderungen des Kreises der Ver-
bandsmitglieder und über die Auflösung von Zweck-
verbänden. 2Die Verbandsdirektorin oder der Verbands-
direktor entspricht dabei der Verbandsgeschäftsführerin
oder dem Verbandsgeschäftsführer.“

§ 25

Änderung 
des Niedersächsischen Abfallgesetzes

§ 6 des Niedersächsischen Abfallgesetzes in der Fassung
vom 14. Juli 2003 (Nds. GVBl. S. 273) wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefügt:

„3Satz 2 gilt für kommunale Anstalten im Sinne des
§ 113 a Abs. 1 Satz 1 der Niedersächsischen Gemeinde-
ordnung und für gemeinsame kommunale Anstalten
im Sinne des § 3 des Niedersächsischen Gesetzes über
die kommunale Zusammenarbeit entsprechend.“

b) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 4 und 5.

c) Es wird der folgende Satz 6 angefügt:

„6Satz 5 gilt entsprechend für die Fälle einer Aufgaben-
übertragung des Landkreises auf eine kommunale
Anstalt oder gemeinsame kommunale Anstalt.“

2. Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Zweckverbände, kommunale Anstalten im Sinne
des § 113 a Abs. 1 Satz 1 der Niedersächsischen Gemein-
deordnung und gemeinsame kommunale Anstalten im
Sinne des § 3 des Niedersächsischen Gesetzes über die
kommunale Zusammenarbeit, die nach Absatz 1 Satz 2
oder 3 öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger sind, kön-
nen mit anderen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-
gern unabhängig von deren Rechtsform Zweckverein-
barungen im Sinne des § 5 des Niedersächsischen Geset-
zes über die kommunale Zusammenarbeit abschließen,
wenn die Verbandsordnung oder die Unternehmenssat-
zung dies vorsieht.“

§ 26

In-Kraft-Treten

(1) Dieses Gesetz tritt 14 Tage nach seiner Verkündung
in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

1. das Zweckverbandsgesetz vom 7. Juni 1939 (Nds. GVBl.
Sb. II S. 109), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 27. Januar 2003 (Nds. GVBl. S. 36),
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2. das Gesetz betreffend die Vereinfachung und Verbilligung
der öffentlichen Verwaltung vom 27. April 1933 (Nds.
GVBl. Sb. II S. 29), zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 28. November 2002 (Nds. GVBl. S. 756),

3. das Gesetz für das Land Oldenburg, betreffend die Über-
tragung von Aufgaben auf den Landesfürsorgeverband
Oldenburg vom 30. Juli 1937 (Nds. GVBl. Sb. II S. 336),
geändert durch § 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 20. Februar
1974 (Nds. GVBl. S. 110),

4. das Gesetz, betreffend Änderung des Gesetzes für den Lan-
desteil Oldenburg, betreffend die Landessparkasse zu Ol-
denburg, vom 3. Juli 1933 (OGBl. S. 431), vom 10. August
1937 (Nds. GVBl. Sb. II S. 150).

Hannover, den 19. Februar 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

In Vertretung

Astrid  V o c k e r t

Vizepräsidentin

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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Niedersächsisches Gesetz
über die Ausübung des Hebammenberufs (NHebG)*)

Vom 19. Februar 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Aufgaben

(1) 1Hebammen, die in Niedersachsen ihren Beruf ausüben,
haben die Berufsaufgabe, Schwangeren, Gebärenden, Wöch-
nerinnen und stillenden Müttern Rat zu geben und ihnen
sowie Neugeborenen Hilfe zu leisten. 2Sie haben die Ge-
sundheit der Schwangeren, Gebärenden, Wöchnerinnen, stil-
lenden Mütter und Neugeborenen, auch in psychosozialer
Hinsicht, zu fördern, zu schützen und zu erhalten.

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes, die sich auf Heb-
ammen beziehen, gelten auch für Entbindungspfleger.

(3) 1Zu den Berufsaufgaben der Hebammen gehört insbe-
sondere die Ausübung der folgenden Tätigkeiten in eigener
Verantwortung:

1. in Fragen der Familienplanung aufzuklären und zu be-
raten,

2. festzustellen, ob eine Schwangerschaft vorliegt, die
Schwangerschaft zu beobachten, die zur Beobachtung
des Verlaufs einer normalen Schwangerschaft notwendi-
gen Untersuchungen und Blutentnahmen durchzuführen
und bei Beschwerden während des Schwangerschafts-
verlaufs Hilfe zu leisten; Nummer 7 bleibt unberührt,

3. über die Untersuchungsmöglichkeiten aufzuklären, die
für eine möglichst frühzeitige Feststellung einer Risi-
koschwangerschaft notwendig sind, und gegenüber der
Schwangeren auf die Inanspruchnahme solcher Unter-
suchungen hinzuwirken,

4. die werdenden Eltern auf die Elternschaft und die Geburt
vorzubereiten und sie in Fragen der Hygiene und Ernäh-
rung der Schwangeren, der Mutter und des Kindes zu
beraten, 

5. die Gebärende während der Geburt zu betreuen und das
Kind in der Gebärmutter mit anerkannten Verfahren,
auch mit Hilfe technischer Mittel, zu überwachen,

6. Geburten durchzuführen sowie einen erforderlichen
Scheidendammschnitt auszuführen und zu nähen und
einen unkomplizierten Dammriss zu nähen; Nummer 7
bleibt unberührt,

7. bei der Schwangeren, bei der Gebärenden, bei der Wöch-
nerin oder beim Kind Anzeichen zu erkennen, die ein
ärztliches Eingreifen erforderlich machen, und im Be-
darfsfall darauf hinzuwirken, dass ärztliche Hilfe hinzu-
gezogen wird, 

8. im Zusammenhang mit Schwangerschaft, Geburt oder
Wochenbett bei ärztlichen Maßnahmen Hilfe zu leisten
und bei fehlender ärztlicher Hilfe die notwendigen Maß-
nahmen selbst zu ergreifen, zum Beispiel die Plazenta
manuell abzulösen und anschließend die Gebärmutter
manuell zu untersuchen,

9. das Neugeborene in den ersten zehn Tagen nach der
Geburt, erforderlichenfalls länger, zu untersuchen, zu über-
wachen und zu pflegen, Prophylaxe-Maßnahmen durch-
zuführen, dem Neugeborenen Blut für Untersuchungen
abzunehmen und gegenüber den Sorgeberechtigten auf
die Inanspruchnahme von Vorsorgeuntersuchungen hin-
zuwirken, 

*) Dieses Gesetz dient auch der Umsetzung des Artikels 4 der Richt-
linie 80/155/EWG des Rates vom 21. Januar 1980 zur Koordinierung
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme
und Ausübung der Tätigkeit der Hebamme (ABl. EG Nr. L 33 S. 8),
zuletzt geändert durch die Richtlinie 2001/19/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2001 (ABl. EG Nr. L 206 S. 1).

10. in Notfällen Rettungsmaßnahmen, zum Beispiel zur so-
fortigen Wiederbelebung des Neugeborenen durchzu-
führen,

11. die Wöchnerin zu pflegen sowie den gesundheitlichen
Zustand der Mutter zu überwachen und Maßnahmen zur
Förderung der Rückbildung durchzuführen, 

12. Mütter über die Ernährung und Pflege des Neugeborenen,
insbesondere das Stillen, zu beraten und sie beim Stillen
anzuleiten,

13. bei der Geburtshilfe und der Wochen- und Neugebore-
nenpflege Maßnahmen zur Vermeidung von Infektionen
zu treffen und auf die aktuellen Empfehlungen der Stän-
digen Impfkommission am Robert Koch-Institut hinzu-
weisen,

14. ärztlich verordnete Behandlungen der Schwangeren, der
Mutter und des Neugeborenen durchzuführen und 

15. Bescheinigungen über Schwangerschaft, Geburt und das
Stillen auszustellen.

2Wenn eine ärztliche Verordnung den anerkannten Regeln
der Geburtshilfe widerspricht, hat die Hebamme den Arzt
oder die Ärztin darauf hinzuweisen und den Hinweis zu
dokumentieren. 3Ist der Hinweis nach Satz 2 erfolgt und
dokumentiert, dann kann die Hebamme die Durchführung
der ärztlich verordneten Behandlung verweigern.

§ 2

Allgemeine Berufspflichten

(1) 1Hebammen sind verpflichtet, ihren Beruf entsprechend
dem jeweiligen Stand der Erkenntnisse auf dem Gebiet der Ge-
burtshilfe und der medizinisch-wissenschaftlichen Erkennt-
nisse gewissenhaft auszuüben und dabei Qualitätssicherungs-
maßnahmen durchzuführen. 2Soweit für die Qualitätssiche-
rung anerkannte fachliche Regeln vorhanden sind, müssen
die Maßnahmen diesen entsprechen.

(2) 1Hebammen sind verpflichtet, sich über die für die Aus-
übung ihres Berufs geltenden Vorschriften zu unterrichten
und in höchstens dreijährigem Abstand an Fortbildungsver-
anstaltungen teilzunehmen. 2Diese Veranstaltungen müssen
wissenschaftliche Themen zur Schwangerschaftsbetreuung,
zur Geburtshilfe und zur Wochenpflege umfassen.

§ 3

Anwendung von Arzneimitteln

(1) Bei der Berufsausübung dürfen Hebammen verschrei-
bungsfreie Arzneimittel anwenden. 

(2) Bei gegebener Indikation dürfen ferner angewandt wer-
den:

1. in der Eröffnungsperiode ein betäubungsmittelfreies krampf-
lösendes oder schmerzstillendes Arzneimittel,

2. beim Legen einer Dammnaht ein Arzneimittel zur ört-
lichen Betäubung.

(3) Die Hebamme darf diejenigen verschreibungspflichtigen
Arzneimittel, die für die Abgabe an Hebammen von der Ver-
schreibungspflicht ausgenommen sind, wie folgt anwenden:

1. die wehenhemmenden Mittel zur Überbrückung einer Not-
fallsituation bis zur Aufnahme der Schwangeren in ein
Krankenhaus, 
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2. die Wehenmittel bei einer bedrohlichen Blutung in der
Nachgeburtsperiode, wenn ärztliche Hilfe nicht rechtzeitig
in Anspruch genommen werden kann.

(4) Freiberufliche Hebammen, die außerklinische Geburten
leiten, müssen sicherstellen, dass sie Arzneimittel nach Ab-
satz 3 jederzeit zur Verfügung haben.

§ 4

Verschwiegenheit

1Hebammen haben über das, was ihnen im Rahmen der
Berufsausübung anvertraut oder bekannt geworden ist, zu
schweigen. 2Dies gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig
sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung be-
dürfen.

§ 5

Aufzeichnungen

1Hebammen haben über 

1. die von ihnen getroffenen Feststellungen zum Vorliegen
und zum Verlauf einer Schwangerschaft, zum Verlauf
einer Geburt, zum Gesundheitszustand der Schwangeren,
der Gebärenden, der Mutter und des Neugeborenen,

2. die Behandlung, Pflege und Betreuung der Schwangeren,
der Gebärenden, der Mutter und des Neugeborenen,

3. die von ihnen verabreichten Arzneimittel und

4. den wesentlichen Inhalt der von ihnen geleisteten Auf-
klärung

Aufzeichnungen zu fertigen. 2Die Aufzeichnungen sind min-
destens zehn Jahre lang aufzubewahren.

§ 6

Besondere Pflichten für freiberuflich tätige Hebammen

(1) Hebammen, die freiberuflich tätig sind, sind verpflich-
tet,

1. die für die Berufsausübung erforderlichen Instrumente,
Arzneimittel und Materialien bereitzuhalten und die Ins-
trumente zu warten,

2. sich zur Deckung der Schäden, die durch die Tätigkeit der
Hebamme entstehen können, gegen Haftpflichtansprüche
zu versichern, 

3. auf ihre berufliche Niederlassung, insbesondere durch ein
Praxisschild, hinzuweisen,

4. nur in einer Weise zu werben, die in Form und Inhalt dem
Berufsbild angemessen über ihre Tätigkeit unterrichtet, 

5. ihre beruflichen Aufzeichnungen bis zum Ende der Auf-
bewahrungsfrist so aufzubewahren, dass sie nicht verloren
gehen oder beschädigt werden können und dass Dritte
nicht unbefugt Einsicht nehmen können,

6. für den Fall der Berufsaufgabe und des Todes zu gewähr-
leisten, dass die untere Gesundheitsbehörde, in deren
Bereich sich die Hebamme beruflich niedergelassen hat,
die beruflichen Aufzeichnungen erhält, und

7. sich an Maßnahmen der Qualitätssicherung für außer-
klinische Geburtshilfe, Schwangerschaftsbetreuung und
Wochenpflege zu beteiligen.

(2) 1Hebammen, die freiberuflich tätig sind, sollen dafür
sorgen, dass ihnen jederzeit Nachrichten übermittelt oder
hinterlassen werden können. 2Sind sie nicht unmittelbar zu
erreichen, so muss eine Vertretung gewährleistet sein. 

§ 7

Meldepflichten

(1) Hebammen haben der unteren Gesundheitsbehörde un-
aufgefordert schriftlich anzuzeigen

1. den Beginn der Berufsausübung; dabei ist die Berechti-
gung zum Führen der Berufsbezeichnung nachzuweisen,

2. die Beschäftigungsart und deren Änderungen,

3. den Ort und die Anschrift der beruflichen Niederlassung
sowie deren Änderungen, 

4. die Sicherstellung der Möglichkeit zum Empfang von
Nachrichten (§ 6 Abs. 2 Satz 1),

5. alle drei Jahre die Teilnahme an beruflichen Fortbildungs-
veranstaltungen (§ 2 Abs. 2), 

6. die Anzahl der jährlich geleiteten außerklinischen Gebur-
ten einschließlich der außerklinisch begonnenen, aber in
einer Klinik beendeten Geburten,

7. jährlich die Teilnahme an der Qualitätssicherung für außer-
klinische Geburtshilfe, Schwangerschaftsbetreuung und
Wochenpflege, und

8. die Beendigung der Berufsausübung.

(2) 1Hebammen haben der unteren Gesundheitsbehörde un-
verzüglich zu melden, wenn eine von ihnen betreute Schwan-
gere, Gebärende oder Wöchnerin oder ein von ihnen betreutes
Neugeborenes während der Zeit der Betreuung oder im An-
schluss an die Betreuung verstorben ist. 2Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn bei der von der Hebamme betreuten Frau im
Zusammenhang mit der Betreuung eine Tot- oder Fehlgeburt
eintritt.

§ 8

Aufsicht

(1) Die untere Gesundheitsbehörde, in deren Bereich sich
die Hebamme beruflich niedergelassen hat, überwacht die
Auskunfts-, Anzeige- und Meldepflichten nach Absatz 2 und
§ 7.

(2) Die Hebammen haben der unteren Gesundheitsbehörde
jederzeit auf Verlangen Auskunft über ihre berufliche Tätig-
keit zu geben, soweit dies zur Ausübung der Aufsicht erfor-
derlich ist.

(3) Die untere Gesundheitsbehörde hat wiederholte Verstöße
einer Hebamme gegen Pflichten nach Absatz 2 und § 7 der
Behörde zu melden, die für die Rücknahme oder den Wider-
ruf der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung „Heb-
amme“ zuständig ist.

§ 9

Vergütung der Hebammenhilfe

Das Fachministerium wird ermächtigt, Gebühren für
Hebammenhilfe der freiberuflich tätigen Hebammen und
Entbindungspfleger außerhalb der gesetzlichen Krankenver-
sicherung durch Verordnung zu bestimmen.

§ 10

Übergangsregelung

1Einer freiberuflich tätigen Hebamme, die im Besitz einer
wirksamen Niederlassungserlaubnis nach § 29 des Hebam-
mengesetzes vom 4. Juni 1985 (BGBl. I S. 902), zuletzt geän-
dert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 16. Juli 2003 (BGBl. I
S. 1442), ist, gewährleistet das Land ein Mindesteinkommen
in Höhe von 6 138 Euro je Jahr oder bei unterjähriger Tätig-
keit in Höhe von 512 Euro je Monat der Berufstätigkeit.
2Unterschreitet die Summe der Einkünfte der Hebamme nach
§ 2 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes in der Fassung vom
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19. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4210, 2003 I S. 179), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 31. Juli 2003 (BGBl. I
S. 1550), den gewährleisteten Betrag, so gewährt das Land auf
Antrag den Differenzbetrag.

§ 11

In-Kraft-Treten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

1. das Hebammengesetz vom 21. Dezember 1938 (Nds. GVBl.
Sb. II S. 261),

2. die Erste Verordnung zur Durchführung des Hebammen-
gesetzes vom 3. März 1939 (Nds. GVBl. Sb. II S. 262),

3. die Zweite Verordnung zur Durchführung des Hebammen-
gesetzes vom 13. September 1939 (Nds. GVBl. Sb. II S. 262),

4. die Sechste Verordnung zur Durchführung des Hebam-
mengesetzes (Aus- und Fortbildung der Hebammen) vom
16. September 1941 (Nds. GVBl. Sb. II S. 262),

5. die Siebente Verordnung zur Durchführung des Hebammen-
gesetzes vom 20. August 1942 (Nds. GVBl. Sb. II S. 263),

6. die Verordnung über die Gewährleistung des Mindest-
einkommens der Hebammen vom 28. Januar 1966 (Nds.
GVBl. S. 10), zuletzt geändert durch Verordnung vom
20. Februar 1984 (Nds. GVBl. S. 65),

7. Abschnitt IV (§§ 13 bis 19) der Dritten Durchführungs-
verordnung zum Gesetz über die Vereinheitlichung des
Gesundheitswesens (Dienstordnung für die Gesundheits-
ämter — Besonderer Teil) vom 30. März 1935 (Nds. GVBl.
Sb. II S. 170).

Hannover, den 19. Februar 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

In Vertretung

Astrid  V o c k e r t

Vizepräsidentin

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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Niedersächsisches Gesetz
zur Durchführung des Baugesetzbuchs (NBauGBDG)

Vom 19. Februar 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz
beschlossen:

§ 1

Vorhaben im Außenbereich

Die Frist nach § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c des Bau-
gesetzbuchs ist nicht anzuwenden. 

§ 2

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft
und mit Ablauf des 31. Dezember 2004 außer Kraft.

Hannover, den 19. Februar 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

In Vertretung

Astrid  V o c k e r t

Vizepräsidentin

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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G e s e t z
zur Änderung naturschutzrechtlicher Vorschriften

Vom 19. Februar 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Naturschutzgesetz in der Fassung
vom 11. April 1994 (Nds. GVBl. S. 155), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Januar 2003 (Nds. GVBl.
S. 39), wird wie folgt geändert:

1. In § 9 wird in der Überschrift und im einleitenden Satzteil
jeweils die Zahl „12“ durch die Angabe „12 b“ ersetzt.

2. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 2 und 4 werden gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.

3. Nach § 12 werden die folgenden §§ 12 a und 12 b einge-
fügt:

„12 a

Ausführung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
durch die Naturschutzbehörde

1Die Naturschutzbehörde lässt die Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen auf Kosten des Verursachers oder des nach
§ 10 Abs. 3 oder § 12 Abs. 2 Verpflichteten durchführen,
wenn dieser nicht selbst dafür sorgen kann oder ein
solches Vorgehen mit der Behörde vereinbart hat. 2Für die
über die Ausführung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men hinaus erforderlichen Amtshandlungen werden Ge-
bühren und Auslagen nach den Vorschriften des Nieder-
sächsischen Verwaltungskostengesetzes erhoben.

§ 12 b

Ersatzzahlung

(1) 1Der Verursacher hat eine Ersatzzahlung zu leisten,
wenn Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ganz oder teil-
weise 

1. nicht möglich sind,

2. nicht vorgenommen werden können, weil zu ihrer
Durchführung Grundstücke benötigt werden, die sich
der Verursacher oder ein nach § 10 Abs. 3 Sätze 1 bis 3
oder § 12 Abs. 2 Verpflichteter nicht oder nur mit un-
verhältnismäßigen Aufwendungen verschaffen kann,

3. mit einem bestehenden Landschaftsplan nicht verein-
bar sind.

2Die Ersatzzahlung ist mit der Gestattung des Eingriffs
zumindest dem Grunde nach festzusetzen. 3Im Fall des
Satzes 1 Nr. 1 bemisst sich ihre Höhe nach der Dauer und
Schwere des Eingriffs; sie beträgt höchstens 7 vom Hun-
dert der Kosten für die Planung und Ausführung des Vor-
habens einschließlich der Beschaffungskosten für Grund-
stücke. 4Die Höhe der Ersatzzahlung entspricht in den Fäl-
len des Satzes 1 Nrn. 2 und 3 den Kosten der Planung und

Durchführung der unterbliebenen Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen.

(2) 1Die Ersatzzahlung steht der unteren Naturschutz-
behörde zu, in deren Zuständigkeitsbereich der Eingriff
verwirklicht wird. 2Wird der Eingriff im Zuständigkeits-
bereich mehrerer Naturschutzbehörden verwirklicht, so
steht ihnen die Ersatzzahlung im Verhältnis der von dem
Eingriff betroffenen Grundflächen zu. 3Die oberste Natur-
schutzbehörde kann im Einzelfall einen abweichenden
Verteilungsmaßstab für verbindlich erklären. 4Wird der
Eingriff außerhalb des Zuständigkeitsbereichs unterer
Naturschutzbehörden verwirklicht, so fließt das Geld an
eine von der obersten Naturschutzbehörde zu bestim-
mende Stelle.

(3) 1Das Aufkommen aus Ersatzzahlungen darf nicht mit
anderen Einnahmen vermischt werden. 2Es ist zweckge-
bunden für die Verbesserung des Zustandes von Natur
und Landschaft zu verwenden und darf nicht für Maßnah-
men verwendet werden, zu deren Durchführung eine
rechtliche Verpflichtung besteht.

(4) 1Die Naturschutzbehörde ist berechtigt, Einnahmen
aus Ersatzzahlungen zur Verwendung nach ihren Vorga-
ben auf Dritte zu übertragen. 2Die Naturschutzbehörden
können zu diesem Zweck gemeinsame Organisationen bil-
den.“

4. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 5 werden vor dem Wort „Ersatzmaß-
nahmen“ die Worte „Ausgleichs- und“ eingefügt,
die Angabe „§ 12 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 12 a“
ersetzt und am Ende der Punkt durch ein Komma
ersetzt.

b) Es wird die folgende Nummer 6 angefügt:

„6. in welcher Höhe Ersatzzahlungen (§ 12 b Abs. 1)
zu leisten sind.“

5. Dem § 14 wird der folgende Satz 5 angefügt:

„5Sie entscheidet zudem über die Ersatzzahlung nach
§ 12 b Abs. 1.“

Artikel 2

In § 9 Abs. 2 des Gesetzes über das Biosphärenreservat
„Niedersächsische Elbtalaue“ vom 14. November 2002 (Nds.
GVBl. S. 426), geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
27. Januar 2003 (Nds. GVBl. S. 39), werden die Worte „, zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Januar
2003 (Nds. GVBl. S. 39),“ gestrichen.

Artikel 3

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2004 in Kraft.

Hannover, den 19. Februar 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

In Vertretung

Astrid  V o c k e r t

Vizepräsidentin

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Wassergesetzes*)

Vom 19. Februar 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Wassergesetzes

Das Niedersächsische Wassergesetz in der Fassung vom
25. März 1998 (Nds. GVBl. S. 347), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Dezember 2003 (Nds. GVBl.
S. 446), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Im neuen Satz 1 erhält Nummer 3 folgende Fas-
sung:

„3. das unterirdische Wasser in der Sättigungs-
zone, das in unmittelbarer Berührung mit
dem Boden oder dem Untergrund steht
(Grundwasser).“

cc) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch für
Teile der Gewässer.“

b) Es wird der folgende Absatz 5 angefügt:

„(5) Im Sinne dieses Gesetzes ist

1. Einzugsgebiet:

ein Gebiet, aus dem über oberirdische Gewässer
der gesamte Oberflächenabfluss an einer einzigen
Flussmündung, einem Mündungstrichter oder Delta
in das Küstengewässer gelangt;

2. Teileinzugsgebiet:

ein Gebiet, aus dem über oberirdische Gewässer
der gesamte Oberflächenabfluss an einem bestimm-
ten Punkt in ein oberirdisches Gewässer gelangt;

3. Flussgebietseinheit:

ein als Haupteinheit für die Bewirtschaftung der
Gewässer festgelegtes Land- oder Meeresgebiet, das
aus einem oder mehreren benachbarten Einzugs-
gebieten sowie dem ihnen zugeordneten Grund-
wasser und den ihnen zugeordneten Küsten-
gewässern im Sinne des § 2 a Abs. 6 besteht.“

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„2Sie sind so zu bewirtschaften, dass sie dem Wohl der
Allgemeinheit und im Einklang mit ihm auch dem
Nutzen Einzelner dienen, vermeidbare Beeinträch-
tigungen ihrer ökologischen Funktionen und der
direkt von ihnen abhängenden Landökosysteme und
Feuchtgebiete im Hinblick auf deren Wasserhaushalt
unterbleiben und damit insgesamt eine nachhaltige
Entwicklung gewährleistet wird. 3Dabei sind ins-
besondere mögliche Verlagerungen von nachteiligen
Auswirkungen von einem Schutzgut auf ein anderes
zu berücksichtigen.“

*) Artikel 1 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie
2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maß-
nahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. EG
Nr. L 327 S. 1).

b) Es wird der folgende Satz 4 angefügt:

„4Unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Kli-
maschutzes ist ein hohes Schutzniveau für die Um-
welt insgesamt zu gewährleisten.“

3. Nach § 2 wird der folgende neue § 2 a eingefügt:

„§ 2 a

Bewirtschaftung nach Flussgebietseinheiten

(1) 1In den Flussgebietseinheiten Ems, Weser, Elbe und
Rhein sind die Gewässer jeweils koordiniert zu bewirt-
schaften. 2Die Wasserbehörden koordinieren die Bewirt-
schaftungsmaßnahmen für den niedersächsischen Teil
der jeweiligen Flussgebietseinheit untereinander und mit
den anderen Ländern und den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union, in deren Hoheitsgebiet die Flussgebiets-
einheit ebenfalls liegt. 3Wenn die Flussgebietseinheit
über das Gebiet der Europäischen Union hinausgeht, be-
mühen sich die Wasserbehörden um eine Koordinierung
mit den anderen Staaten. 4Soweit Verwaltungszuständig-
keiten des Bundes oder gesamtstaatliche Belange bei der
Pflege der Beziehungen zu auswärtigen Staaten berührt
sind, erfolgt die Koordinierung im Einvernehmen mit
dem Bund.

(2) Der niedersächsische Teil der Flussgebietseinheit
Ems besteht

1. aus dem niedersächsischen Teil des Einzugsgebiets
der Ems, 

2. aus den Einzugsgebieten der östlich der Emsmündung
bis einschließlich der Harle in das Küstengewässer
mündenden oberirdischen Gewässer,

3. aus den in den Einzugsgebieten nach den Nummern 1
und 2 liegenden Grundwasserkörpern und

4. aus dem Küstengewässer von der Grenze mit dem
Königreich der Niederlande im Westen bis zu der Linie
im Osten, die jeweils geradlinig von den Punkten mit
den Koordinaten 53° 50´ 07,91˝ N und 7° 53´ 03,49˝ O
im Norden über den Punkt mit den Koordinaten
53° 46´ 36,31˝ N und 7° 58´ 19,22˝ O zum Punkt mit
den Koordinaten 53° 42´ 53,73˝ N und 7° 55´ 46,57˝ O
im Süden verläuft.

(3) Der niedersächsische Teil der Flussgebietseinheit
Weser besteht

1. aus dem niedersächsischen Teil der Einzugsgebiete
der Weser,

2. aus den Einzugsgebieten der zwischen dem Wanger-
tief im Westen und dem Oxstedter Bach im Osten
in das Küstengewässer mündenden oberirdischen
Gewässer, 

3. aus den in den Einzugsgebieten nach den Nummern 1
und 2 liegenden Grundwasserkörpern und

4. aus dem Küstengewässer von der östlichen Grenze der
Flussgebietseinheit Ems bis zur Grenze mit der Freien
und Hansestadt Hamburg.

(4) Der niedersächsische Teil der Flussgebietseinheit
Elbe besteht

1. aus dem niedersächsischen Teil des Einzugsgebiets
der Elbe, 

2. aus den in dem Einzugsgebiet nach Nummer 1 liegen-
den Grundwasserkörpern und



Nds. GVBl. Nr. 5/2004, ausgegeben am 25. 2. 2004

77

3. aus dem Küstengewässer von der Grenze mit der
Freien und Hansestadt Hamburg im Westen bis zur
Grenze mit dem Land Schleswig-Holstein im Osten.

(5) Zum niedersächsischen Teil der Flussgebietseinheit
Rhein gehören der niedersächsische Teil des Teileinzugs-
gebiets der Vechte und die in diesem Teil liegenden
Grundwasserkörper.

(6) Die den Flussgebietseinheiten nach den Absätzen 2
bis 4 zugeordneten Küstengewässer sind seewärts durch
eine Linie begrenzt, die in einem Abstand von einer See-
meile zur Niedrigwasserlinie und zu den geraden Basisli-
nien verläuft, die der Abgrenzung des Küstenmeeres der
Bundesrepublik Deutschland in der Nordsee zugrunde
liegen.

(7) Liegen Grundwasserkörper in mehr als einem der in
den Absätzen 2 bis 5 genannten Teile von Flussgebiets-
einheiten, so werden diese Grundwasserkörper durch
Verordnung des Fachministeriums genau bestimmt und
der Flussgebietseinheit zugeordnet, die für die Errei-
chung der in § 136 a genannten Bewirtschaftungsziele
am besten geeignet ist.“

4. Der bisherige § 2 a wird § 2 b.

5. In § 5 Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte „der physikalischen,
chemischen oder biologischen Beschaffenheit des Was-
sers“ durch die Worte „des ökologischen und chemischen
Zustands eines oberirdischen Gewässers oder Küsten-
gewässers sowie des mengenmäßigen und chemischen
Zustands des Grundwassers“ ersetzt.

6. § 7 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Der Nummer 4 wird das Wort „und“ angefügt.

b) Es wird die folgende Nummer 5 eingefügt:

„5. Maßnahmen, die in das Maßnahmenprogramm
nach § 181 aufgenommen sind, angeordnet“.

7. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt:

„(2) 1Die Erlaubnis und die Bewilligung sind auch
zu versagen, soweit von der beabsichtigten Benutzung
eine erhebliche Beeinträchtigung eines Gebiets von
gemeinschaftlicher Bedeutung, eines Europäischen
Vogelschutzgebiets oder eines Konzertierungsgebiets
im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 7 des Bundesnatur-
schutzgesetzes in seinen für die Erhaltungsziele oder
den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen zu er-
warten ist und die Beeinträchtigung nicht durch
Maßnahmen im Sinne des § 10 Abs. 1 des Nieder-
sächsischen Naturschutzgesetzes (NNatG) ausgegli-
chen oder durch Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 12
Abs. 1 NNatG kompensiert werden kann. 2Satz 1 ist
nicht anwendbar, wenn die Voraussetzungen des § 34 c
Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 4 NNatG vorliegen.
3§ 34 c Abs. 1, 5 und 8 NNatG gilt entsprechend.“

8. Nach der Überschrift des Zweiten Teils wird das folgende
neue Kapitel I eingefügt:

„ K a p i t e l  I

Bewirtschaftungsziele und -anforderungen

§ 64 a

Bewirtschaftungsziele

(1) Oberirdische Gewässer sind, soweit sie nicht als
künstlich oder erheblich verändert eingestuft sind, so zu
bewirtschaften, dass

1. eine nachteilige Veränderung ihres ökologischen und
chemischen Zustands vermieden wird und

2. ein guter ökologischer und chemischer Zustand erhal-
ten oder bis zum 22. Dezember 2015 erreicht wird.

(2) Das Fachministerium regelt, soweit es die Um-
setzung der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaf-
fung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der
Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. EG
Nr. L 327 S. 1) erfordert, für die Überprüfung, ob die
Bewirtschaftungsziele nach Absatz 1 erreicht sind oder
erreicht werden können, durch Verordnung 

1. eine jeweils fachlichen Gesichtspunkten folgende
Erfassung und Beschreibung der oberirdischen Ge-
wässer,

2. die Anforderungen an den guten ökologischen und
chemischen Zustand der oberirdischen Gewässer,

3. eine Zusammenstellung und Beurteilung der Belas-
tungen der oberirdischen Gewässer,

4. eine Zusammenstellung und Beurteilung der Auswir-
kungen der Belastungen der oberirdischen Gewässer
und

5. eine Überwachung, Einstufung und Darstellung des
Zustands der oberirdischen Gewässer.

(3) 1Das Fachministerium bestimmt durch Verordnung
zur Umsetzung von Rechtsakten der Europäischen Ge-
meinschaft, die zur Ergänzung der Richtlinie 2000/60/EG
erlassen werden, die Maßnahmen zur Verminderung der
Verschmutzung oberirdischer Gewässer durch prioritäre
Stoffe sowie zur Beendigung oder schrittweisen Einstel-
lung von Einleitungen oder sonstigen Einträgen prioritä-
rer gefährlicher Stoffe. 2Prioritäre Stoffe und prioritäre
gefährliche Stoffe nach Satz 1 sind die Stoffe, die als sol-
che durch Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft
festgelegt sind.

§ 64 b

Künstliche und erheblich veränderte 
oberirdische Gewässer

(1) Oberirdische Gewässer, die von Menschen geschaf-
fen oder in ihrem Wesen physikalisch von Menschen er-
heblich verändert worden sind, können als künstliche
oder erheblich veränderte oberirdische Gewässer einge-
stuft werden, wenn

1. die Änderungen der hydromorphologischen Merkmale
des Gewässers, die für einen guten ökologischen Zu-
stand erforderlich wären, auf

a) die Umwelt insgesamt,

b) die Schifffahrt, einschließlich der Hafenanlagen,

c) die Freizeitnutzung,

d) Zwecke der Wasserspeicherung, insbesondere der
Trinkwasserversorgung, der Stromerzeugung unter
Berücksichtigung der Erfordernisse des Klima-
schutzes oder der Bewässerung,

e) die Wasserregulierung, den Hochwasserschutz oder
die Landentwässerung oder

f) andere, ebenso wichtige nachhaltige Einwirkun-
gen des Menschen 

signifikante nachteilige Auswirkungen hätten und

2. die Ziele, die mit den künstlichen oder veränderten
Merkmalen des Gewässers verfolgt werden, nicht mit
anderen geeigneten Maßnahmen erreicht werden
können, die wesentlich geringere nachteilige Auswir-
kungen auf die Umwelt haben, technisch durch-
führbar und nicht mit unverhältnismäßig hohem Auf-
wand verbunden sind.
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(2) Die Einstufung eines Gewässers nach Absatz 1 darf
das Erreichen der in Absatz 3 Satz 1, in § 64 a Abs. 1, in
§ 130 a oder in § 136 a Abs. 1 festgelegten Bewirtschaf-
tungsziele in einem anderen Gewässer derselben Fluss-
gebietseinheit nicht dauerhaft ausschließen oder gefähr-
den.

(3) 1Die als künstlich oder erheblich verändert einge-
stuften oberirdischen Gewässer sind so zu bewirtschaf-
ten, dass

1. eine nachteilige Veränderung ihres ökologischen Po-
tentials und chemischen Zustands vermieden und

2. ein gutes ökologisches Potential und ein guter chemi-
scher Zustand erhalten oder bis zum 22. Dezember
2015 erreicht wird.

2§ 64 a Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 64 c

Fristen zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele

(1) 1Die Fristen nach § 64 a Abs. 1 Nr. 2 oder § 64 b
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 dürfen höchstens zweimal um jeweils
sechs Jahre überschritten werden, wenn eine Verschlech-
terung des Gewässerzustands voraussichtlich nicht ein-
treten wird und

1. die notwendigen Verbesserungen des Gewässerzu-
stands aufgrund der natürlichen Gegebenheiten nicht
fristgerecht erreicht werden können,

2. die vorgesehenen Maßnahmen nur schrittweise in
einem längeren Zeitraum technisch durchführbar
sind oder

3. die Einhaltung der Frist mit unverhältnismäßig ho-
hem Aufwand verbunden wäre.

2Eine weitere Fristüberschreitung ist zulässig, solange die
Bewirtschaftungsziele nach § 64 a Abs. 1 oder § 64 b
Abs. 3 wegen der natürlichen Gegebenheiten nicht er-
reicht werden können.

(2) Fristüberschreitungen nach Absatz 1 dürfen die
Verwirklichung der in § 64 a Abs. 1, § 64 b Abs. 3 Satz 1,
§ 130 a oder § 136 a Abs. 1 festgelegten Bewirtschaftungs-
ziele in einem anderen Gewässer derselben Flussgebiets-
einheit nicht dauerhaft ausschließen oder gefährden.

§ 64 d

Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen

(1) 1Die oberste Wasserbehörde kann für bestimmte Ge-
wässer weniger strenge Ziele als die Bewirtschaftungszie-
le nach § 64 a Abs. 1 oder § 64 b Abs. 3 Satz 1 festlegen,
wenn

1. das Gewässer durch menschliche Tätigkeiten so beein-
trächtigt oder durch seine natürlichen Gegebenheiten
so beschaffen ist, dass die Erreichung der Bewirt-
schaftungsziele unmöglich ist oder mit unverhältnis-
mäßig hohem Aufwand verbunden wäre,

2. die ökologischen und sozioökonomischen Erforder-
nisse, denen diese menschlichen Tätigkeiten dienen,
nicht durch andere Maßnahmen erreicht werden
können, die wesentlich geringere nachteilige Aus-
wirkungen auf die Umwelt hätten und nicht mit un-
verhältnismäßig hohem Aufwand verbunden wären,

3. weitere Verschlechterungen des Zustands des Gewäs-
sers vermieden werden und

4. unter Berücksichtigung der Auswirkungen, die infol-
ge der Art der menschlichen Tätigkeiten oder der
Gewässerbeschaffenheit nicht zu vermeiden waren,

der bestmögliche ökologische und chemische Zustand
erreicht wird. 

2Im Zusammenhang mit der Überprüfung des Maßnah-
menprogramms nach § 181 und des Bewirtschaftungs-
plans nach § 184 ist alle sechs Jahre zu überprüfen, ob die
in Satz 1 genannten Voraussetzungen für die Festlegung
weniger strenger Ziele weiterhin vorliegen.

(2) 1Vorübergehende Verschlechterungen des Zustands
eines Gewässers verstoßen nicht gegen die Bewirtschaf-
tungsziele nach § 64 a Abs. 1 oder § 64 b Abs. 3 Satz 1,
wenn sie auf Umständen beruhen, die entweder in natür-
lichen Ursachen begründet sind oder die durch höhere
Gewalt bedingt und die außergewöhnlich sind oder nicht
vorhersehbar waren, oder die durch Unfälle entstanden
sind. 2Bei vorübergehenden Verschlechterungen nach
Satz 1 haben die Wasserbehörden

1. alle praktisch geeigneten Maßnahmen zu ergreifen,
um eine weitere Verschlechterung des Zustands des
Gewässers und eine Gefährdung der zu erreichenden
Bewirtschaftungsziele in anderen, von diesen Um-
ständen nicht betroffenen Gewässern zu verhindern,

2. die zu ergreifenden Maßnahmen, die nach Wegfall
der Umstände eine Wiederherstellung des vorherigen
Zustands des Gewässers nicht gefährden dürfen, im
Maßnahmenprogramm nach § 181 aufzuführen und

3. die Auswirkungen der Umstände jährlich zu überprü-
fen und die praktisch geeigneten Maßnahmen zu er-
greifen, um den vorherigen Zustand des Gewässers
unter Berücksichtigung der in § 64 c Abs. 1 Satz 1
genannten Gründe sobald wie möglich wiederherzu-
stellen.

(3) 1Werden die physischen Eigenschaften eines oberir-
dischen Gewässers oder der Grundwasserstand verändert
und ist deshalb der gute ökologische Zustand oder das
gute ökologische Potential nicht zu erreichen oder eine
Verschlechterung des Zustands eines oberirdischen Ge-
wässers nicht zu vermeiden, so ist dies zulässig, wenn

1. die Gründe für die Veränderungen von übergeordne-
tem öffentlichen Interesse sind oder der Nutzen, den
die Verwirklichung der in § 64 a Abs. 1 oder § 64 b
Abs. 3 Satz 1 genannten Bewirtschaftungsziele für die
Umwelt und die Allgemeinheit hat, durch den Nut-
zen der neuen Veränderungen für die Gesundheit
oder Sicherheit des Menschen oder die nachhaltige
Entwicklung übertroffen wird,

2. die Ziele, die mit den Veränderungen verfolgt werden,
nicht mit anderen geeigneten Maßnahmen erreicht
werden können, die wesentlich geringere nachteilige
Auswirkungen auf die Umwelt haben, technisch durch-
führbar und nicht mit unverhältnismäßig hohem Auf-
wand verbunden sind, und

3. alle praktisch geeigneten Maßnahmen ergriffen wer-
den, um die nachteiligen Auswirkungen auf den Zu-
stand des Gewässers zu verringern.

2Bei neuen nachhaltigen Einwirkungen des Menschen im
Sinne des § 64 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ist unter den in Satz 1
Nrn. 1 bis 3 genannten Voraussetzungen auch eine Ver-
schlechterung des Gewässerzustands von einem sehr
guten in einen guten Zustand zulässig. 3Die Wasserbehör-
de überprüft jeweils alle sechs Jahre im Zusammenhang
mit der Überprüfung des Maßnahmenprogramms nach
§ 181 und des Bewirtschaftungsplans nach § 184, ob die
Voraussetzungen für die Zulässigkeit der Veränderungen
weiterhin vorliegen.

(4) Für Festlegungen nach Absatz 1 Satz 1, vorüberge-
hende Verschlechterungen nach Absatz 2 und Verände-
rungen von Gewässern nach Absatz 3 gilt § 64 c Abs. 2
entsprechend.
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§ 64 e

Gewässer in Schutzgebieten

Die §§ 64 a bis 64 d gelten auch für Gewässer in
Schutzgebieten im Sinne des Artikels 6 in Verbindung
mit Anhang IV der Richtlinie 2000/60/EG, sofern die
Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaft, nach
denen die Schutzgebiete ausgewiesen wurden, keine ab-
weichenden Bestimmungen enthalten.“

9. Im Zweiten Teil werden die bisherigen Kapitel I bis V die
Kapitel II bis VI.

10. § 96 wird gestrichen.

11. § 98 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die Unterhaltung eines Gewässers umfasst seinen
ordnungsgemäßen Abfluss und an schiffbaren Gewässern
die Erhaltung der Schiffbarkeit. 2Die Unterhaltung um-
fasst auch die Pflege und Entwicklung. 3Sie muss sich an
den Bewirtschaftungszielen der §§ 64 a bis 64 e ausrich-
ten und darf die Erreichung dieser Ziele nicht gefährden.
4Die Unterhaltung muss den im Maßnahmenprogramm
nach § 181 an die Gewässerunterhaltung gestellten An-
forderungen entsprechen. 5Bei der Unterhaltung ist den
Belangen des Naturhaushalts Rechnung zu tragen; das
Bild und der Erholungswert der Gewässerlandschaft sind
zu berücksichtigen. 6Zur Unterhaltung gehören auch
Maßnahmen zur Verbesserung und Erhaltung des Selbst-
reinigungsvermögens des Gewässers, soweit nicht andere
zur Durchführung dieser Maßnahmen verpflichtet sind;
§ 5 Abs. 2 Nr. 4 bleibt unberührt.“

12. § 120 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es werden die folgenden Sätze 2 und 3 angefügt:

„2Ausbaumaßnahmen müssen sich an den Bewirt-
schaftungszielen der §§ 64 a bis 64 e ausrichten und
dürfen die Erreichung dieser Ziele nicht gefährden.
3Sie müssen den im Maßnahmenprogramm nach § 181
an den Gewässerausbau gestellten Anforderungen ent-
sprechen.“

13. § 130 Nrn. 1 und 2 erhält folgende Fassung:

„1. das Einleiten von Grund-, Quell- oder Niederschlags-
wasser und

„2. das Einbringen von Fischnahrung, Fischereigeräten
und dergleichen sowie das Einbringen oder Einleiten
von anderen Stoffen, wenn dadurch eine signifikante
nachteilige Auswirkung auf den Zustand des Gewäs-
sers nicht zu erwarten ist.“

14. Nach § 130 wird der folgende § 130 a eingefügt:

„§ 130 a

Bewirtschaftungsziele

1Die §§ 64 a bis 64 e gelten entsprechend für Küstenge-
wässer im Sinne des § 2 a Abs. 6. 2In den Küstengewäs-
sern seewärts der in § 2 a Abs. 6 genannten Linie gelten
die §§ 64 a bis 64 d entsprechend, soweit ein guter che-
mischer Zustand zu erreichen ist.“

15. § 131 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt:

„(2) 1Feste Stoffe dürfen in ein Küstengewässer
nicht zu dem Zweck eingebracht werden, sich ihrer
zu entledigen. 2Schlammige Stoffe rechnen nicht zu
den festen Stoffen.“

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

16. Nach § 136 wird der folgende § 136 a eingefügt:

„§ 136 a

Bewirtschaftungsziele

(1) Das Grundwasser ist so zu bewirtschaften, dass

1. eine nachteilige Veränderung seines mengenmäßigen
und chemischen Zustands vermieden wird,

2. alle signifikanten und anhaltenden Trends ansteigen-
der Schadstoffkonzentrationen aufgrund der Auswir-
kungen menschlicher Tätigkeiten umgekehrt werden,

3. ein Gleichgewicht zwischen Grundwasserentnahme
und Grundwasserneubildung gewährleistet wird und

4. ein guter mengenmäßiger und chemischer Zustand
erhalten oder bis zum 22. Dezember 2015 erreicht
wird.

(2) Das Fachministerium regelt, soweit es die Umset-
zung der Richtlinie 2000/60/EG erfordert, für die Über-
prüfung, ob die Bewirtschaftungsziele nach Absatz 1
erreicht sind oder erreicht werden können, durch Verord-
nung

1. eine fachlichen Gesichtspunkten folgende Beschrei-
bung des Grundwassers,

2. die Anforderungen an den guten mengenmäßigen
und chemischen Zustand des Grundwassers und

3. eine Überwachung, Einstufung und Darstellung des
Zustands des Grundwassers.

(3) Das Fachministerium bestimmt durch Verordnung
zur Umsetzung von Rechtsakten der Europäischen Ge-
meinschaft, die zur Ergänzung der Richtlinie 2000/60/EG
erlassen werden,

1. Kriterien für die Ermittlung signifikanter und anhal-
tender Trends steigender Schadstoffkonzentrationen
im Grundwasser und für die Ausgangspunkte einer
Trendumkehr nach Absatz 1 Nr. 2 und 

2. Maßnahmen zur schrittweisen Verhinderung und Be-
grenzung der Grundwasserverschmutzung.

(4) 1Für die Bewirtschaftungsziele des Absatzes 1 gilt in
Bezug auf vorübergehende Verschlechterungen des Zu-
stands des Grundwassers § 64 d Abs. 2 und 4 entspre-
chend. 2Sind die Bewirtschaftungsziele des Absatzes 1
nicht erreichbar, weil der Grundwasserstand oder die
physischen Eigenschaften von oberirdischen Gewässern
verändert wurden, so ist dies zulässig, wenn  die Voraus-
setzungen nach § 64 d Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 entspre-
chend vorliegen. 3Für die in Absatz 1 Nrn. 3 und 4
festgelegten Bewirtschaftungsziele gelten § 64 c und § 64 d
Abs. 1 entsprechend; dieser jedoch mit der Maßgabe, dass
abweichend von § 64 d Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 die geringst-
mögliche Veränderung des guten mengenmäßigen und
chemischen Zustands des Grundwassers erreicht wird.“

17. Die §§ 151 a und 152 werden gestrichen.

18. § 156 Abs. 1 Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Rohrleitungsanlagen,
die den Bereich eines Werksgeländes nicht überschreiten,
Zubehör einer Anlage zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen sind oder Anlagen verbinden, die in en-
gem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang
miteinander stehen und kurzräumig durch landgebunde-
ne öffentliche Verkehrswege getrennt sind.“
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19. § 161 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Das Gleiche gilt für Rohrleitungsanlagen, die den Be-
reich eines Werksgeländes nicht überschreiten, Zubehör
einer Anlage zum Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen sind oder Anlagen verbinden, die in engem räumli-
chen und betrieblichen Zusammenhang miteinander
stehen und kurzräumig durch landgebundene öffentliche
Verkehrswege getrennt sind.“

20. § 171 erhält folgende Fassung:

„§ 171

Datenverarbeitung

(1) Die Wasserbehörden können bei den Trägern was-
serwirtschaftlicher Maßnahmen 

1. die Daten erheben und

2. die Herausgabe der Aufzeichnungen verlangen,

die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz
oder dem Wasserhaushaltsgesetz oder nach den aufgrund
dieses Gesetzes oder des Wasserhaushaltsgesetzes erlasse-
nen Verordnungen erforderlich sind.

(2) 1Die nach Absatz 1 erhobenen Daten und erlangten
Aufzeichnungen sind von Wasserbehörden an andere
öffentliche Stellen im In- und Ausland zu übermitteln,
soweit die Übermittlung zur Erfüllung von Koordinie-
rungspflichten nach diesem Gesetz erforderlich ist. 2Die
Übermittlung an Behörden anderer Länder und des Bun-
des erfolgt unentgeltlich.

(3) Die von einer Wasserbehörde, dem Landesamt für
Ökologie, einer Gemeinde im Rahmen des § 151 Abs. 1
Satz 3 oder einer staatlich anerkannten Untersuchungs-
stelle zu einem bestimmten Zweck rechtmäßig erhobe-
nen oder rechtmäßig erlangten personenbezogenen Daten
dürfen zu jedem anderen in ihrem durch Rechtsvorschrif-
ten des Wasserrechts, des Abwasserabgabenrechts oder
des Deichrechts bestimmten Aufgabenbereich liegenden
Zweck verarbeitet werden.

(4) Im Übrigen bleiben die Vorschriften des Nieder-
sächsischen Datenschutzgesetzes (NDSG) unberührt.“

21. § 181 erhält folgende Fassung:

„§ 181

Maßnahmenprogramme

(1) 1Für die niedersächsischen Teile der Flussgebiets-
einheiten Ems, Weser, Elbe und Rhein erstellen die
Wasserbehörden unter Einbeziehung der Belange der
Wassernutzer jeweils einen Beitrag für ein Maßnahmen-
programm für die jeweilige Flussgebietseinheit. 2Die Bei-
träge sind mit den Beiträgen der anderen Länder und
Mitgliedstaaten der Europäischen Union zum jeweiligen
Maßnahmenprogramm für die Flussgebietseinheiten nach
Satz 1 so zu koordinieren, dass die Ziele der Richt-
linie 2000/60/EG für die jeweilige Flussgebietseinheit er-
reicht werden. 3Mit den Staaten, auf deren Gebiet sich die
Flussgebietseinheit erstreckt und die nicht Mitglied der
Europäischen Union sind, bemühen sich die Wasser-
behörden um eine Koordinierung. 4Die Landesregierung
beschließt die Teile der Maßnahmenprogramme, die sich
auf die niedersächsischen Teile der Flussgebietseinheiten
beziehen.

(2) 1Die Beiträge zu den Maßnahmenprogrammen die-
nen dazu, die in § 64 a Abs. 1, § 64 b Abs. 3 Satz 1,
§ 130 a und § 136 a Abs. 1 festgelegten Bewirtschaftungs-
ziele zu erreichen. 2Die Ziele der Raumordnung sind zu
beachten; die Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der
Raumordnung sind zu berücksichtigen.

(3) Jeder Beitrag enthält nach Maßgabe des Artikels 11
Abs. 2 bis 4 der Richtlinie 2000/60/EG grundlegende und
ergänzende Maßnahmen.

(4) 1Ergibt sich aus der Überwachung oder aus sonsti-
gen Erkenntnissen, dass die in § 64 a Abs. 1, § 64 b Abs. 3
Satz 1, § 130 a und § 136 a Abs. 1 festgelegten Bewirt-
schaftungsziele nicht erreicht werden können, so sind die
Ursachen hierfür zu untersuchen, die Zulassungen für
Gewässerbenutzungen und die Überwachungsprogram-
me zu überprüfen und gegebenenfalls anzupassen sowie
nachträglich erforderliche Zusatzmaßnahmen in einen
weiteren Beitrag zum jeweiligen Maßnahmenprogramm
aufzunehmen. 2Beruhen die Ursachen für das Nichterrei-
chen der Bewirtschaftungsziele auf Umständen natür-
licher Art oder höherer Gewalt, die außergewöhnlich
sind oder nach vernünftiger Einschätzung nicht vorher-
sehbar waren, so kann abweichend von Satz 1 festgestellt
werden, dass Zusatzmaßnahmen in der Praxis nicht
durchführbar sind; § 64 d Abs. 2 bleibt unberührt. 3Die
Nichtdurchführbarkeit ist aktenkundig zu machen.

(5) 1Grundlegende Maßnahmen dürfen nicht zu einer
zusätzlichen Verschmutzung der oberirdischen Gewäs-
ser, der Küstengewässer oder des Meeres führen, es sei
denn, die Durchführung der hiernach in Betracht kom-
menden Maßnahmen würde sich nachteiliger auf die
Umwelt insgesamt auswirken. 2Die Landesbehörden kön-
nen im Rahmen der §§ 136 a und 137 auch die in Arti-
kel 11 Abs. 3 Buchst. j der Richtlinie 2000/60/EG
genannten Einleitungen in das Grundwasser zulassen.

(6) 1Zur Vorbereitung der Beiträge zu den Maßnahmen-
programmen ist bis zum 22. Dezember 2004 eine Analyse
der Merkmale der in § 2 a genannten Flussgebietseinhei-
ten, eine Überprüfung der Auswirkungen menschlicher
Tätigkeiten auf den Zustand der Oberflächengewässer
und des Grundwassers und wirtschaftliche Analyse der
Wassernutzung in der Flussgebietseinheit nach Maßgabe
der Anhänge II und III der Richtlinie 2000/60/EG durch-
zuführen. 2Die wirtschaftliche Analyse ist bis zum 22. De-
zember 2013 und danach alle sechs Jahre zu überprüfen
und gegebenenfalls zu aktualisieren.

(7) 1Die Beiträge zu den Maßnahmenprogrammen sind
so zu erstellen, dass die Maßnahmenprogramme bis zum
22. Dezember 2009 aufgestellt werden können. 2Die Was-
serbehörden machen die die niedersächsischen Teile der
Flussgebietseinheiten nach Absatz 1 Satz 1 betreffenden
Teile der Maßnahmenprogramme öffentlich bekannt.
3Nach dem 22. Dezember 2009 sind die Beiträge so zu
überprüfen und gegebenenfalls zu aktualisieren, dass die
Maßnahmenprogramme erstmals bis zum 22. Dezember
2015 und anschließend alle sechs Jahre überprüft und
gegebenenfalls aktualisiert werden können; Satz 2 gilt
entsprechend. 4Die in den Maßnahmenprogrammen auf-
geführten Maßnahmen sind bis zum 22. Dezember 2012
durchzuführen. 5Neue oder geänderte Maßnahmen sind
innerhalb von drei Jahren nach ihrer Aufnahme in das
Maßnahmenprogramm durchzuführen.“

22. § 182 wird gestrichen.

23. In § 183 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „dienen,“
die Worte „sowie zur Sicherung von Planungen für Vor-
haben nach einem Maßnahmenprogramm nach § 181“
eingefügt.

24. § 184 erhält folgende Fassung:

„§ 184

Bewirtschaftungspläne

(1) 1Für die niedersächsischen Teile der Flussgebiets-
einheiten Ems, Weser, Elbe und Rhein erstellen die Was-
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serbehörden im Einvernehmen mit denjenigen Behörden,
deren Geschäftsbereiche berührt sind, jeweils einen Bei-
trag für einen Bewirtschaftungsplan für die jeweilige
Flussgebietseinheit. 2Die Beiträge sind mit den Beiträgen
der anderen Länder und Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union zum jeweiligen Bewirtschaftungsplan zu ko-
ordinieren. 3Mit den Staaten, auf deren Gebiet sich die
Flussgebietseinheit erstreckt und die nicht Mitglied der
Europäischen Union sind, bemühen sich die Wasser-
behörden um eine Koordinierung.

(2) 1Der Inhalt der Beiträge zu den Bewirtschaf-
tungsplänen richtet sich nach Anhang VII der Richtlinie
2000/60/EG. 2Zusätzlich sind in die Beiträge auch An-
gaben über

1. die Einstufung oberirdischer Gewässer als künstlich
oder erheblich verändert nach § 64 b Abs. 2 und die
Gründe für diese Einstufung,

2. die Fristüberschreitung nach § 64 c Abs. 1 Satz 1,
§ 130 a oder § 136 a Abs. 4 Satz 3, und die Gründe für
die Fristüberschreitung, die Gründe für jede signifi-
kante Verzögerung bei der Umsetzung der Maß-
nahmen sowie die Maßnahmen und den Zeitplan zur
Erreichung der Bewirtschaftungsziele,

3. die Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen nach
§ 64 d Abs. 1 und 3, § 130 a oder § 136 a Abs. 4 Sätze 2
und 3, und die Gründe für die Ausnahmen und

4. die Bedingungen und Kriterien für die Geltendmachung
von Umständen für vorübergehende Verschlechterun-
gen nach § 64 d Abs. 2, § 130 a oder § 136 a Abs. 4
Satz 1, die Auswirkungen der Umstände, auf denen
die Verschlechterungen beruhen, sowie die Maßnah-
men zur Wiederherstellung des vorherigen Zustands

aufzunehmen.

(3) Ein Beitrag für einen Bewirtschaftungsplan kann
durch detailliertere Programme und durch Beiträge für
Bewirtschaftungspläne für Teileinzugsgebiete und für be-
sondere Sektoren und Aspekte der Gewässerbewirtschaf-
tung sowie Gewässertypen ergänzt werden.

(4) 1Die Beiträge zu den Bewirtschaftungsplänen sind
so zu erstellen, dass die Bewirtschaftungspläne bis zum
22. Dezember 2009 veröffentlicht werden können. 2Die
Wasserbehörden machen die Bewirtschaftungspläne öf-
fentlich bekannt. 3Nach dem 22. Dezember 2009 sind die
Beiträge in Bezug auf die in ihnen enthaltenen Bewirt-
schaftungsziele so zu überprüfen und gegebenenfalls zu
aktualisieren, dass die Bewirtschaftungspläne erstmals
bis zum 22. Dezember 2015 und anschließend alle sechs
Jahre überprüft und gegebenenfalls aktualisiert werden
können; Satz 2 gilt entsprechend.“

25. Nach § 184 werden die folgenden §§ 184 a und 184 b ein-
gefügt:

„§ 184 a

Beteiligung der Öffentlichkeit

(1) Die Wasserbehörden fördern die aktive Beteiligung
aller interessierten Personen, Gruppen und Organisatio-
nen an der Vorbereitung der Beiträge zu den Maßnah-
menprogrammen und Bewirtschaftungsplänen.

(2) 1Die Wasserbehörde veröffentlicht

1. einen Zeitplan und ein Arbeitsprogramm für das
Erstellen des Bewirtschaftungsplans und des Beitrags
für den Bewirtschaftungsplan sowie vorgesehene An-
hörungsmaßnahmen spätestens drei Jahre, 

2. einen vorläufigen Überblick über wichtige Bewirt-
schaftungsfragen für die Einzugsgebiete spätestens
zwei Jahre und

3. einen Entwurf des Bewirtschaftungsplans und des
Beitrags für den Bewirtschaftungsplan spätestens ein
Jahr

vor Beginn des Zeitraums, auf den sich der Bewirtschaf-
tungsplan bezieht. 2Die interessierten Personen oder Stel-
len können zu den in Satz 1 genannten Unterlagen
innerhalb von sechs Monaten ab dem Tag der Veröffentli-
chung schriftlich Stellung nehmen. 3Abweichend von § 9
Abs. 1 des Umweltinformationsgesetzes ist die Wasser-
behörde für die Gewährung des Zugangs zu den Informa-
tionen zuständig, die bei der Erstellung des Beitrags für
einen Bewirtschaftungsplan herangezogen wurden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Aktualisierungen
der Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne
entsprechend.

§ 184 b

Verzeichnis der Schutzgebiete

1Die Wasserbehörden führen jeweils für den nieder-
sächsischen Teil der Flussgebietseinheiten Ems, Weser,
Elbe und Rhein ein Verzeichnis, in dem

1. alle unter Anhang IV der Richtlinie 2000/60/EG fal-
lenden Schutzgebiete in ihrem Zuständigkeitsbereich,
sowie

2. die Gewässer, aus denen in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich Wasser im Umfang von mehr als 10 m3 täglich
für den menschlichen Verbrauch oder für die Versor-
gung von mehr als 50 Personen entnommen wird oder
die für eine solche Entnahme bestimmt sind,

aufzuführen sind. 2Das Verzeichnis ist bis zum 22. Dezem-
ber 2004 zu erstellen und regelmäßig zu aktualisieren.“

26. § 190 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Es werden die folgenden neuen Nummern 4 und 5
eingefügt:

„4. des § 96 a zur Güte oberirdischer Gewässer,

„5. des § 131 Abs. 1 zur Güte von Küstengewässern,“.

b) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 6.

c) Die bisherige Nummer 5 wird gestrichen.

d) Nach der neuen Nummer 6 werden die folgenden
neuen Nummern 7 bis 9 eingefügt:

„7. des § 147 a zur Güte der zur Wasserversorgung
benutzten Gewässer,

„8. des § 148 Abs. 1 Satz 2 zu den Anforderungen an
die Abwasserbeseitigung,

„9. des § 155 Abs. 4 über die Eigenüberwachung von
Abwasseranlagen oder“.

e) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 10. 

Artikel 2

Neubekanntmachung

Das Umweltministerium wird ermächtigt, das Niedersäch-
sische Wassergesetz in der nunmehr geltenden Fassung mit
neuem Datum bekannt zu machen und dabei Unstimmig-
keiten des Wortlauts zu beseitigen.
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Artikel 3

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt 14 Tage nach seiner Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 19. Februar 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

In Vertretung

Astrid  V o c k e r t

Vizepräsidentin

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f


